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195. Sitzung 

Bonn, den 22. Oktober 1975 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, bevor wir mit der Ar-
beit beginnen, habe ich die große Freude und Ehre, 
eine Delegation der Nationalversammlung des König-
reichs Thailand auf der Diplomatentribüne begrüßen 
zu können. 

(Lebhafter Beifall) 

Es ist uns eine besondere Freude, nach so langer 
Unterbrechung frei gewählte Parlamentarier Thai-
lands in unserem Lande und im Deutschen Bundes-
tag willkommen heißen zu können. Ich gebe der 
Hoffnung Ausdruck, daß die Begegnungen und Ge-
spräche während Ihres Aufenthalts nützlich gewesen 
sind und Ihnen die Bestätigung einer guten, freund-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen unseren Län-
dern gegeben haben. Wir wünschen Ihnen bei Ihrer 
Arbeit für den Aufbau einer demokratischen Ord-
nung nachhaltigen und guten Erfolg. 

(Erneuter Beifall) 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um 
die in einer Ihnen vorliegenden Liste aufgeführten 
Vorlagen ergänzt werden: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach Artikel 77 des 
Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Ä nde

-

rung des Straßenverkehrsgesetzes 
— Drucksache 7/4065 —

Berichterstatter: Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach) 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach Artikel 77 des 
Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Förde-
rung von Wohnungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Woh-
nungsbau 
— Drucksache 7/4180 —

Berichterstatter: Abgeordneter Jahn (Marburg) 

Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. Beide Vorlagen sollen am Freitag um 
9 Uhr aufgerufen werden. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen  

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 17. Oktober 1975 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes-
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1975 (Nachtragshaushalts-
gesetz 1975) 

Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (8. Ände-
rungsgesetz) 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 1. Juni 1967 über das 
Verhalten beim Fischfang im Nordatlantik 

Sozialgesetzbuch (SGB) — Allgemeiner Teil — 

Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 

Gesetz zur Änderung von Bezeichnungen der Richter und 
ehrenamtlichen Richter 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 16. Oktober 1975 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Nar-jes und der Fraktion der CDU/CSU b etr. Exportlücke und außen-
wirtschaftliches Gleichgewicht — Drucksache 7/4080 — beantwor-
tet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/4163 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen hat mit Schreiben vom 16. Oktober 1975 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Stavenhagen, Leicht, Dr. Schäuble, 
Benz, Dr. Prassler, Dr. Evers, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Artzin-
ger und Genossen betr. geplante Rheinstaustufe bei Neuburg-
weier — Drucksache 7/4077 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/4165 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 17. 
Oktober 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder 
(Lüneburg), Dr. Dollinger, Dr. Köhler (Duisburg), Dr. von Bis-
marck, Dreyer, Dr. Hornhues, Dr. Gruhl, Dr. Althammer, Dr. 
Waigel und Genossen und der Fraktion der CDU/ CSU betr. fi-
nanzielle Beteiligung des Bundes — Drucksache 7/4075 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/4182 verteilt. 

Die Stellungnahme des Bundesrates sowie die Gegenäußerung 
der Bundesregierung dazu zum Entwurf eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Haushaltsstruktur (Haushaltsstrukturgesetz) — 
Drucksache 7/4127 — wird als Drucksache 7/4193 verteilt. 

Meine Damen und Herren, es liegen dann An-
träge zur Geschäftsordnung vor. Ich gebe zunächst 
für die Fraktion der SPD dem Herrn Abgeordneten 
Porzner das Wort. 

Porzner (SPD) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Alle Fraktionen sind sich dar-
über einig, daß das Gesetz zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften in dieser Woche im Bun-
destag behandelt werden sollte; offen blieb nur, 
ob am Donnerstag oder am Freitag. Den Einwand, 
diese politische Debatte könne an einem Freitag 
nicht geführt werden, wollen wir nicht gelten las-
sen, denn der Freitag ist Arbeitstag für den Deut-
schen Bundestag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Für die sozialdemokratische Fraktion hat in dieser 
Woche die Beratung des Haushaltsstrukturgesetzes 
Vorrang vor allem anderen. Dieses Gesetz ist zu-
sammen mit dem schon verabschiedeten Gesetz zur 
Förderung von Bau- und anderen Investitionen eine 
Voraussetzung für die Erhaltung der sozialen Sicher-
heit und für die wirtschaftliche Stabilisierung in 
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Porzner 
unserem Lande. Dieser Gesetzentwurf ist sehr um-
fangreich und auch sehr schwierig. Er wird heute 
in den Ausschüssen beraten; zum Teil haben heute 
noch Anhörungen stattgefunden. Niemand kann 
jetzt mit Gewißheit sagen, ob alle mitberatenden 
Ausschüsse mit ihrer Arbeit so rechtzeitig fertig 
werden, daß dem federführenden Haushaltsausschuß 
die Berichte heute abend vorliegen werden. In sechs 
Stunden wäre das, meine Damen und Herren, von 
der CDU/CSU, wahrscheinlich einfacher zu ent-
scheiden. 

Die Fraktionen von SPD und FDP beantragen des-
wegen jetzt, die zweite und dritte Beratung des Ge-
setzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
und die erste Beratung des genannten Gesetzes, in 
dem es um den Vorbereitungsdienst geht, auf die 
Tagesordnung zu setzen, und zwar am Freitag, dem 
24. Oktober, unmittelbar nach der Abstimmung über 
die Vorschläge des Vermittlungausschusses. Wir 
beantragen, beide Gesetzentwürfe in verbundener 
Debatte zu beraten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Für die 
Fraktion der CDU/CSU hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Jenninger das Wort. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bitte ich, den Antrag 
des Kollegen Porzner insoweit abzulehnen, als die 
Koalitionsfraktionen wünschen, die zweite und 
dritte Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften am kommenden Frei-
tag vorzusehen. Statt dessen beantrage ich, diese 
zweite und dritte Beratung am morgigen Donners-
tag, dem 23. September, 9 Uhr anzuberaumen. 

Die Begründung der Koalition, die wir eben ge-
hört haben, ist nicht stichhaltig. Sie entspricht nicht 
den Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach den Erkundigungen, die ich bei den Ausschüs-
sen des Deutschen Bundestages eingezogen habe, ist 
die Geschäftslage der Ausschüsse mit Ausnahme 
des Haushaltsausschusses so, daß sie mit der Bera-
tung des sogenannten Artikelgesetzes am heutigen 
Mittwoch fertig werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Darüber hinaus hat mir der Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses mitgeteilt, daß die einzelnen mit-
beratenden Ausschüsse offiziell dem Sekretariat des 
Haushaltsausschusses mitgeteilt haben, daß die Be-
ratungen heute abgeschlossen würden 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und daß die Berichte rechtzeitig vorliegen würden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es besteht, meine Damen und Herren, demnach kein 
sachlicher Grund mehr, dem Antrag der Koalition 
zu folgen und unseren Antrag abzulehnen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Da müssen die doch 
etwas anderes im Schilde führen!) 

Wenn die Koalitionsfraktionen nunmehr trotzdem 
darauf bestehen, dieses sogenannte Radikalengesetz 
am Freitag zu debattieren, dann sehen wir darin 
eine schikanöse und unfaire Behandlung der Min-
derheit dieses Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gehört zu den selbstverständlichen Usancen die-
ses Parlaments, daß man dem Wunsch einer Frak-
tion nach einer ausführlichen Debatte eines Tages-
ordnungspunktes Rechnung trägt. Sie aber wollen 
eine ausführliche Debatte zu diesem Punkt verwei-
gern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Das ist ihnen peinlich!) 

Sie mißachten damit nicht nur die Spielregeln 
eines sachgerechten und vernünftigen Umgangs 
miteinander, Sie leisten damit auch einen weiteren 
Beitrag zur Aushöhlung und Denaturierung dieses 
Parlaments. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies muß in diesem Zusammenhang einmal deut-
lich und anklagend gesagt werden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Es ist eines der bedauer-
lichen Kennzeichen sozialliberaler Regierungspraxis 
und ihrer Mehrheit in diesem Hause, daß sich einer-
seits die Regierung monatelang Zeit läßt zur Vor-
bereitung ihrer Initiativen, daß diese sogar dann, 
wie in zahlreichen Beispielen festgestellt, unausge-
goren und unausgereift in dieses Parlament kommen 
und daß man dann diese Dinge in wenigen Wochen 
durch das Parlament peitscht und zum Schluß nicht 
einmal die Gelegenheit gibt, darüber in diesem Par-
lament ausführlich zu diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist offensichtlich, meine Damen und Herren 
von der Koalition, daß Sie einer ausführlichen Er-
örterung der Frage der Zulassung von Angehörigen 
radikaler Gruppen zum öffentlichen Dienst aus dem 
Wege gehen wollen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Das ist der wahre Grund!) 

Sie wollen dieses Thema gewissermaßen im Hand-
galopp zwischen Frühstück und den üblichen Ab-
reiseterminen am Freitag, zwischen Tür und Angel 
hier abhandeln. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das machen wir 
nicht mit!) 

Dies in einer so wichtigen und seit Jahren in der 
deutschen Öffentlichkeit heiß diskutierten Frage ist 
nicht nur unangemessen, es zeigt auch, meine Damen 
und Herren von der Koalition, mit erschreckender 
Deutlichkeit, welch geringe Bedeutung Sie dem 
Kampf und der Auseinandersetzung mit den Fein- 
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Dr. Jenninger 
den unserer Verfassung und unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung beimessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Macht da die FDP mit? — Zu

-

rufe von der SPD) 

Aber wir wissen ja auch, was hinter dieser Ver-
fahrenstaktik steckt. Sowohl SPD als auch FDP wol-
len im Hinblick auf ihre bevorstehenden Parteitage 
diese lästige Problematik lautlos vom parlamenta-
rischen Tisch haben, um ihren Systemveränderern 
und den Radikalensympathisanten in ihren Reihen 
einen Gefallen zu erweisen. Die Opposition betrach-
tet sich nicht als Erfüllungsgehilfen einer solchen 
Parteitagsstrategie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir verlangen eine ausführliche Debatte zu diesem 
Punkt und eine klare Aussage auch der Koalitions-
parteien zu diesen Fragen vor diesem Forum des 
deutschen Volkes. 

(Zuruf von der FDP: Am Freitag!) 

Wenn der Kollege Porzner anführt, auch der Frei-
tag müsse ein Arbeitstag sein, dann möchte ich das 
in dieser Form  klar akzeptieren. Wir stellen uns 
auch dieser Herausforderung, wenn Sie uns in der 
anschließenden Abstimmung niederstimmen. Aber 
ich kann mir die Bemerkung nicht versagen, daß das 
kein anständiger Stil und auch kein ordentlicher 
Umgang mit den Kollegen aller Fraktionen dieses 
Hauses ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die seit Wochen für den Freitagnachmittag und Frei-
tagabend Termine festgelegt haben 

(Aha-Rufe von der SPD) 

und die Sie jetzt an der Wahrnehmung dieser Arbeit 
hindern. 

Aber wenn Sie uns auch in diesem Bereich die 
totale Konfrontation aufzwingen wollen: Bitte, wir 
können Sie nicht daran hindern. Wir legen allerdings 
Wert darauf, daß wir wenigstens in den Geschäfts-
ordnungsfragen in der Weise wie bisher auch in der 
Zukunft ein Einvernehmen zwischen den Koalitions-
fraktionen und der Opposition sicherstellen können. 
Deswegen beantragen wir, den Antrag des Kollegen 
Porzner abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, zur Geschäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es kann ja wohl kein Zweifel 
darüber bestehen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

daß vereinbart war — das zeigt wieder einmal, was 
Vereinbarungen wert sind —, 

(Rawe [CDU/CSU] : Es war nichts verein- 
bart! Sie sind falsch unterrichtet!) 

daß die Ausschüsse am Mittwoch und am Donners-
tag tagen. Das war vereinbart. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen haben wir Sie ja nicht heute mittag urn 
13 Uhr und auch nicht gestern oder vorgestern mit 
der Absicht überrascht, das Gesetz über die Ände-
rung dienstrechtlicher Vorschriften am Freitag, dem 
24. Oktober 1975, zu beraten. Das ist eine seit 
Wochen bekannte Absicht. Nur, im letzten Augen-
blick, in der Ältestenratssitzung in der vergangenen 
Woche, waren Sie dann nicht bereit, dieser Rege-
lung, die längst ins Auge gefaßt war, zuzustimmen. 

Herr Dr. Jenninger, es ist ja nicht wahr, daß alle 
Ausschüsse mit ihren Beratungen fertig sind, und 
kein Mensch kann garantieren, daß die beteiligten 
Ausschüsse heute abend mit ihren Beratungen fertig 
sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

Sicherlich wäre es schön, wenn dem so wäre. Außer-
dem: Nach der Vorgeschichte deutet doch diese Er-
klärung von Ihnen darauf hin, daß Sie das Ver-
sprechen, das Sie uns in der vergangenen Woche 
gemacht haben, Sie würden mit konstruktiven Ände-
rungsvorschlägen in den Ausschüssen aufwarten, 
unberechtigterweise abgegeben haben, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

daß sich das, wie erwartet, als Fata Morgana er-
weisen wird. 

Im übrigen: Wir möchten die Ausschüsse, weder 
unsere Mitglieder noch Sie, bei der Bedeutung des 
Haushaltsstrukturgesetzes, das zunächst einmal Vor-
rang haben muß, eben nicht unter einen irgendwie 
gearteten Zeitdruck setzen. Deshalb halten wir an 
dieser Planung fest. 

Schließlich, Herr Kollege Jenninger: Sie können 
es wirklich nicht als Schikane bezeichnen, wenn wir 
Sie bitten, so wie wir unsere Pflicht zu erfüllen. Und 
diese Pflicht bedeutet, daß man auch freitags hier 
arbeitet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ob Sie mit Ihren Einwänden gegen eine Debatte am 
Freitag 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

dem Ansehen des Parlaments einen guten Dienst er-
weisen, ist mir zweifelhaft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie argumentieren, Sie wollten lange und ausführ-
lich diskutieren. Herr Dr. Jenninger, wir sind bereit, 
mit Ihnen am Freitag zeitlich unbegrenzt zu disku-
tieren. Aber wir werden ja sehen, wer von Ihnen 
dann noch hier ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen zur 
Geschäftsordnung liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
der Fraktionen der SPD und der FDP, die zweite und 
dritte Beratung des Gesetzes zur Änderung dienst- 
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rechtlicher Vorschriften — Drucksache 7/4183 — und 
das eingebrachte Gesetz zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften — Drucksache 7/4187 — in erster 
Beratung auf die Tagesordnung für Freitag, den 
24. Oktober 1975, zu setzen, zustimmen will, den 
bitte ich um das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mehrheit!) 

Enthaltungen? — Meine Damen und Herren, das 
erstere war die Mehrheit; damit ist der Antrag der 
Fraktionen der SPD und der FDP angenommen und 
der Antrag der CDU/CSU-Fraktion gegenstandslos. 

Ich schlage vor, daß wir einen Augenblick warten 
und um 13.15 Uhr dann mit der Fragestunde begin-
nen. 

(Unterbrechung von 13.14 bis 13.16 Uhr) 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/4161 — 

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf 
hinweisen, daß wir auch in dieser Woche — ab-
weichend von den Richtlinien für die Fragestunde 
— zwei Fragestunden mit einer jeweiligen Dauer 
von 90 Minuten durchführen. Nach § 127 der Ge-
schäftsordnung muß diese Abweichung von der 
Geschäftsordnung beschlossen werden. — Ich höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Herr Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. de With zur Verfügung. 

Die Frage 1 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Rollmann eingebracht: 

Welchen Beitrag hat der durch das 4. Strafrechtsreformgesetz 
neu geschaffene § 131 StGB bisher geleistet, um Gewalttätigkeit 
und Brutalität in unserem Land zurückzudrängen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Nach den vorliegenden wissen-
schaftlichen Erkenntnissen ist davon auszugehen, 
daß Gewaltdarstellungen beim Vorliegen besonde-
rer Komponenten zu aggressivem Verhalten an-
regen können. Die naheliegende Möglichkeit sol-
cher Gefahren hatte den Gesetzgeber veranlaßt, die 
gegen die Schilderung von exzessiven Gewalttätig-
keiten gerichtete Strafvorschrift des § 131 StGB zu 
schaffen. Dabei ging der Gesetzgeber von der Er-
wartung aus, daß § 131 StGB ein Betrag zur Be-
kämpfung der Ursachen der Gewaltanwendung sein 
könnte. 

Ob nun die Vorschrift tatsächlich den gewünsch-
ten Beitrag zur Senkung von Brutalität und Gewalt-
handlungen geleistet hat, läßt sich schwer abschät-
zen. Eingehende wissenschaftliche Untersuchungen 
zu dieser Frage liegen angesichts der kurzen Zeit, in 
der § 131 StGB gilt, nicht vor. Man wird jedoch 
sagen können, daß § 131 StGB — wie vom Gesetz-
geber gewünscht — einen präventiven Effekt in 
bezug auf die Verbreitung exzessiver Gewaltdar-
stellung hat. Daß sich öffentliche Rundfunkanstal-
ten, Filmhersteller und Verleger von Schriften bei  

der Auswahl der von ihnen verbreiteten Darstel-
lungen auch an § 131 StGB ausrichten, dürfte nicht 
zu bezweifeln sein. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf 
die Mitteilung des Leitenden Oberstaatsanwalts in 
Flensburg hinweisen, der zur Frage der Auswir-
kungen der §§ 131, 184 Abs. 3 StGB berichtet hat, 
daß dänische Exporteure vor der Einfuhr von Schrif-
ten dem deutschen Zoll Muster dieser Schriften vor-
legten und daß bei Zurückweisung dieser Muster 
durch den Zoll die Einfuhr unterbleibe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Haben 
Sie Zusatzfragen? 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn meine zweite Frage gleich mit 
beantwortet werden könnte und ich dann vielleicht 
im Blick auf beide Fragen Zusatzfragen stellen 
könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich bin 
damit einverstanden. 

Ich rufe dann noch die Frage 2 des Herrn Abge-
ordneten Rollmann auf: 

Trifft es zu, daß die Staatsanwaltschaften die neuen Paragra-
phen 184 (sadomasochistische Pornographie) und 131 (Gewaltver-
herrlichung) StGB nicht anwenden"? 

Bitte, Herr Staatssekretär, fahren Sie in der Beant-
wortung fort. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
trifft nicht zu, daß die Staatsanwaltschaften § 131 
und § 184 Abs. 3 StGB nicht anwenden. Es besteht 
kein Zweifel, daß die Staatsanwaltschaften dem Le-
galitätsprinzip der Strafprozeßordnung entsprechend 
sämtliche Strafvorschriften, also auch die genannten, 
anwenden. Eine Umfrage bei den Landesjustizver-
waltungen hat zwar bei der Kürze der zur Beantwor-
tung Ihrer Fragen zur Verfügung stehenden Zeit 
kein umfassendes Zahlenmaterial erbracht. Im Hin-
blick darauf war die Herstellung einer exakten Sta-
tistik nicht möglich. Die Umfrage hat jedoch ergeben, 
daß eine große Anzahl von Ermittlungs- und Straf-
verfahren anhängig ist. Zwar differiert die Zahl der 
anhängigen Verfahren stark von Land zu Land, je-
doch dürfte dies seinen Grund darin haben, daß sich 
Verleger und Verleiher auf bestimmte Orte im Bun-
desgebiet konzentrieren. 

Aus dem mir vorliegenden Material kann ich fol-
gende Zahlen herausgreifen: Erstens. Berlin und 
Saarland: keine anhängigen Verfahren. Zweitens. 
Bayern hat aus dem Bereich der Staatsanwaltschaft 
München I bei Filmen 20 Verfahren zu § 131 StGB, 
14 Verfahren zu § 184 Abs. 3 StGB, bei Schriften 50 
Ermittlungsverfahren zu § 131 bzw. § 184 Abs. 3 
StGB gemeldet. Drittens. Aus dem Bereich der Staats-
anwaltschaft der Hansestadt Hamburg sind folgende 
Zahlen gemeldet worden: 12 Verfahren wegen § 131 
StGB, 40 bis 50 Verfahren wegen § 184 Abs. 3 StGB. 
Viertens. Hessen hat folgende Zahlen gemeldet: ein 
bei Gericht anhängiges Verfahren und mehrere Er-
mittlungsverfahren wegen § 131 StGB, zwei durch 
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Strafbefehl abgeschlossene und 25 Ermittlungsver-
fahren wegen § 184 Abs. 3 StGB. 

Diesen Angaben aus drei unterschiedlich struk-
turierten Ländern — wenn man von den beiden er-
sten absieht — ist schon zu entnehmen, daß die An-
wendbarkeit der genannten Strafvorschrift im Ein-
zelfall zwar schwierig sein wird, daß die Vorschrif-
ten jedoch von den Staatsanwaltschaften geprüft 
und auch angewendet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage! 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie es sich dann, daß Ihr Fraktionskollege 
Ostman von der Leye in einem Leserbrief an den 
„Spiegel" haargenau das behauptet hat, was ich in 
der Frage 2 in Frageform an die Bundesregierung 
herangetragen habe? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht 
die Motivation unseres Bundestagskollegen ergrün-
den. Möglicherweise war er nicht genau informiert. 
Ich rege an, daß Sie ihn selbst fragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Nach der 
Übung des Hauses lassen wir auch hier keine Drei-
ecksfragen zu. Aber Sie haben noch die Möglichkeit, 
weitere Zusatzfragen zu stellen. — Keine mehr. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Penner hat um schrift-
liche Beantwortung der eingereichten Frage, der 
Frage 72, gebeten. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. — Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Justiz beant-
wortet. Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Buschfort zur Verfügung. 

Ich rufe nunmehr die Frage 3 des Herrn Abgeord-
neten Geisenhofer auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der gebildete ad 
hoc-Ausschuß zur Vorbereitung der Durchführungsverordnung nach 
§ 55 des Schwerbehindertengesetzes in Einklang steht mit der 
Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
(Drucksache 7/3999), in der die Bundesregierung erklärte, daß die 
Organisationen der freien Wohlfahrtspflege, die im wesentlichen 
Träger der Werkstätten für Behinderte sind, auch an der Vor-
bereitung der Rechtsverordnung beteiligt werden? 

Herr Staatsseretär! 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Ihre Frage, Herr 
Kollege, ist mit Ja zu beantworten. Dabei möchte 
ich darauf hinweisen, daß die Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
lediglich den Auftrag hat, die erforderlichen Vor-
arbeiten für die in Ihrer Frage genannte Verordnung 
zum Schwerbehindertengesetz in technischen De-
tails zu leisten. Diese Arbeitsgruppe kann und will 
die Beteiligung der Organisationen der Freien Wohl-
fahrtspflege nicht ersetzen. Die Bundesregierung hat 
hierzu bereits in der Antwort auf die von Ihnen ge-
nannte Kleine Anfrage Stellung genommen. Sie hat 
damals erklärt, daß sie die Organisationen der 
Freien Wohlfahrtspflege auch weiterhin bei der 

Vorbereitung der Rechtsverordnung beteiligen und 
ihnen das Ergebnis der bisherigen Bemühung zur 
Stellungnahme zuleiten wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Möchten 
Sie eine Zusatzfrage stellen, Herr Kollege? — Bitte! 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
außer dem Ad-hoc-Ausschuß noch eine weitere In-
stitution vorgesehen, in der dann die konfessionel-
len Verbände anteilmäßig mitarbeiten können? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir 
ist ein derartiges Vorhaben nicht bekannt. Ich gehe 
davon aus, daß alle betroffenen Verbände gehört 
werden, bevor die Rechtsverordnung erlassen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha

-

ben noch eine Zusatzfrage. 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bin 
ich richtig informiert, daß mindestens drei der fünf 
berufenen Werkstattvertreter zur Lebenshilfe und 
zum Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband ge-
hören, und sehen Sie keine Benachteiligung der kon-
fessionellen Verbände, obwohl, wie man weiß, die 
Mehrzahl der Einrichtungen für Behinderte in der 
Trägerschaft der konfessionellen Verbände, näm-
lich beim Caritasverband und Diakonischen Werk, 
liegt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ent-
sprechend der konkreten Aufgabenstellung für die 
Arbeitsgruppe ist die Zusammensetzung auf Fach-
kräfte der Werkstattpraxis und der Förderungspra-
xis beschränkt worden. So gehören beispielsweise 
Vertreter der Länder oder der Behindertenorganisa-
tionen der Arbeitsgruppe nicht an. Die Beteiligung 
dieser Stellen — ebenso der Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege — wird im Rahmen der weiteren 
Vorbereitung der Rechtsverordnung in der üblichen 
Weise geschehen. Ich möchte noch darauf hinwei-
sen, daß vier von den acht Mitgliedern des Ad-hoc-
Ausschusses aus dem Bereich der freien Wohlfahrts-
pflege kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Dr. Wernitz 
auf: 

Gibt es Möglichkeiten, Jugendlichen, die im zweiten Lehrjahr 
arbeitslos werden, durch Förderungslehrgänge der Bundesanstalt 
für Arbeit z. B. über Grundausbildungslehrgänge oder durch 
andere Maßnahmen zu helfen? 

Herr Staatssekretär! 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Wernitz, wenn Jugendliche, die im zweiten Aus-
bildungsjahr arbeitslos werden, nicht sofort in ein 
neues Ausbildungsverhältnis vermittelt werden 
können, liegt das in der Regel daran, daß geeignete 
Ausbildungsstellen nicht in der notwendigen Anzahl 
zur Verfügung stehen. Nur in Ausnahmefällen dürfte 
mangelnde Berufsreife eine Arbeitslosigkeit im zwei-
ten Ausbildungsjahr verursachen. Eine Teilnahme 
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dieses Personenkreises an den Grundausbildungs-
lehrgängen, die von der Bundesanstalt für Arbeit im 
Rahmen der berufsvorbereitenden Maßnahmen ge-
fördert werden, ist daher auf diese Ausnahmefälle 
beschränkt. Die Bemühungen der Bundesanstalt für 
Arbeit müssen sich in erster Linie darauf richten, 
diesen Jugendlichen in ein neues Ausbildungsver-
hältnis zu vermitteln. Das ist in der Regel jedoch 
schwieriger als bei Schulentlassenen. Die Bundes-
anstalt gewährt diesen Jugendlichen daher Sonder-
termine für Beratungsgespräche in der Berufsbera-
tung und zieht sie bevorzugt in ihre Vermittlungs-
bemühungen ein. In Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Kammern werden sie vorrangig geeigne-
ten Betrieben zur Einstellung vorgeschlagen. In den 
Fällen, in denen die Vermittlung in Ausbildungsver-
hältnisse nicht möglich ist, werden alle Anstrengun-
gen unternommen, den arbeitslos gewordenen Ju-
gendlichen — gegebenenfalls unter Einsatz der Lei-
stungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme — 
einen Arbeitsplatz zu vermitteln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage! 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es 
für diejenigen Jugendlichen, die im zweiten Lehr-
jahr arbeitslos werden — ich habe mich ja auf diese 
bezogen — und die nicht in eine Lehrstelle eines 
anderen Betriebs vermittelt werden können — auch 
dies als Voraussetzung —, nicht besser, wenn sie in 
dieser Zeit über einen Grundausbildungslehrgang 
in ihrem Berufsfeld bleiben könnten? Denn ist es 
nicht richtig, daß man sich bei diesen Grundausbil-
dungslehrgängen nur auf mangelnde Berufsfähigkeit 
bezieht? Denn — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Fragezeichen! 

(Dr. Wernitz [SPD] : Das habe ich immer im 
Auge gehabt!) 

— Herr Kollege, Sie hatten aber vielleicht die wei-
tere wichtige Bestimmung „kurz gefaßt" nicht in 
Erinnerung. — Bitte! 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Wernitz, der Grundausbildungslehrgang ist vom 
Inhalt her nicht geeignet, einem Auszubildenden, der 
bereits im zweiten oder im dritten Lehrjahr war, 
noch einmal unterstützend zu helfen. Der Grundaus-
bildungslehrgang soll nach Möglichkeit zum ersten 
Lehrjahr führen; das ist also keine Hilfestellung für 
den von Ihnen genannten Personenkreis. Hinzuzu-
fügen ist aber auch, daß in aller Regel die Vermitt-
lungsbemühungen der Arbeitsämter und die An-
strengungen der Kammern und sonstiger Organi-
sationen erfolgreich waren. Ich darf Ihnen einmal die 
Zahlen aus dem Jahre 1974 bekanntgeben. Im Jahre 
1974 konnten von 3 000 Auszubildenden, die ihren 
Ausbildungsplatz durch Stillegung oder Konkurs 
ihres Ausbildungsbetriebes verloren haben, 2 730 
wieder vermittelt werden; das heißt, über 90 % 
dieser Auszubildenden konnten in relativ kurzer 
Zeit wieder in eine Ausbildungsstelle vermittelt  

werden. Sicher ist es bedauerlich, daß zunächst noch 
eine Restquote übriggeblieben ist: Es war und ist 
deshalb notwendig, daß besondere Anstrengungen 
der Arbeitsämter auch in diesen Fällen noch zum 
Ziel führen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, mit dem 
Blick auf diese 10 % noch einmal die Frage: Wäre es 
nicht sinnvoll, wenn Sie diesen Sachverhalt einmal 
unter der Alternative prüfen würden: hie Zahlung 
des Arbeitslosengeldes, dort Ausgabe entsprechen-
der  Beträge für einen solchen Grundausbildungs-
lehrgang, bezogen auf ein Berufsfeld? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Wernitz, ich verstehe Ihr Anliegen sehr wohl 
und würde jetzt sagen: wir müssen das prüfen. Nur, 
zur Zeit gibt es solche Einrichtungen nicht, die eine 
angefangene Berufsausbildung abschließen bzw. wei-
terführen können. Daher bin ich gern bereit, die 
Notwendigkeit durch die Bundesanstalt für Arbeit 
prüfen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage Nr. 14 des Abgeordneten Dr. Kraske auf: 

Trifft es zu, daß dem Bundesverteidigungsministerium Um-
frageergebnisse eines renommierten Meinungsforschungsinstituts 
vorliegen, nach denen sich bei Fortfall der Anerkennungsverfah-
ren für Kriegsdienstverweigerer ca. 25 % der 18- bis 20jährigen 
auch dann für den Zivildienst entscheiden würden, wenn dieser 
drei Monate länger als der Grundwehrdienst dauert? 

An den Staatssekretär und an den Fragesteller 
richte ich die Frage: Wollen Sie die Beantwortung 
der beiden Fragen verbinden? — Herr Dr. Kraske, 
auch Sie sind einverstanden. Dann rufe ich auch 
die Frage Nr. 15 auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung bejahendenfalls dieses Er-
gebnis im Blick auf die Tatsache, daß im Haushalt 1976 nur 
20 000 Zivildienstplätze ausgewiesen sind, während bei 25 % Be-
werbern je Geburtsjahrgang über 100 000 Plätze bereitgestellt 
werden müßten? 

Bitte! 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kraske, im Oktober und November 1974 hat 
das Institut für Angewandte Sozialwissenschaften 
im Auftrag des Bundesministers der Verteidigung 
unter 1 144 männlichen Jugendlichen im Alter von 
14 bis 22 Jahren eine Befragung durchgeführt. Dabei 
wurde unter anderem nach der hypothetischen Ent-
scheidung zwischen Wehr- und Zivildienst für den 
Fall gefragt, daß das bisherige Anerkennungsver-
fahren für Kriegsdienstverweigerer ausgesetzt 
würde. Die Auswertung ergab, daß von den 135 be-
fragten Neunzehnjährigen 24 v. H. auch dann den 
Zivildienst vorziehen würden, wenn der Zivildienst 
18 Monate dauern würde. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die-
ses Umfrageergebnis als Planungs- und Entschei-
dungsgrundlage hinsichtlich der Zahl der Zivil-
dienstpflichtigen nicht geeignet und auch durch die 
jetzige Entwicklung überholt ist. 
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Die in Ihrer zweiten Frage genannte Annahme, 

daß nach dem Umfrageergebnis 100 000 Plätze be-
reitgestellt werden müßten, geht von unzutreffenden 
Voraussetzungen aus. Bei jedem Geburtenjahrgang 
werden erfahrungsgemäß ca. 25 °/o der erfaßten 
Wehrpflichtigen auf Grund des Musterungsergebnis-
ses und vorliegender Wehrdienstausnahmen vorab 
nicht zum Wehrdienst herangezogen. Bei einer an-
genommenen Jahrgangsstärke von 400 000 Wehr-
pflichtigen stehen damit nur noch 300 000 Wehr-
pflichtige zur Verfügung. Außerdem ist zusätzlich 
bei ca. 20 % der Zivildienstpflichtigen mit begrün-
deten Zivildienstausnahmen zu rechnen. 

Im Interesse einer relativ gerechten Inpflicht-
nahme aller zur Verfügung stehenden Wehrpflich-
tigen wird die Bundesregierung darauf achten, daß 
im Zivildienst mindestens die gleiche Einberufungs-
quote eingehalten wird wie bei den Streitkräften. 
Daher geht die Bundesregierung in den Jahren ab 
1977 von 30 000 im Dienst befindlichen Zivildienst-
leistenden und 10 000 zivildienstadäquaten Beschäf-
tigungsmöglichkeiten aus. Diesen Überlegungen ent-
spricht die Finanzplanung ab 1977. 

Im Haushaltsjahr 1976 gehen die Ansätze von 
20 000 Zivildienstleistenden und nicht nur von 
Zivildienst p 1 ä t z e n aus. Da sich die derzeitige 
Rechtslage bis voraussichtlich Sommer 1976 nicht 
ändern wird, dürften die im Haushalt befindlichen 
Ansätze ausreichen, den erwarteten Bedarf abzu-
decken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage Herr Kollege Dr. Kraske, bitte. 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß die Mehrzahl der außer dieser 
Infas-Umfrage vorliegenden Umfragen eher von 
einem höheren Anteil von jungen Männern ausge-
hen, die sich bei der faktischen Wahlfreiheit für den 
Zivildienst aussprechen würden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kraske, mir ist nicht bekannt, daß es solche Er-
hebungen gibt. Aber die bisherige Erfahrung sagt 
etwas ganz anderes. Es sind in der Vergangenheit 
auch Befragungen unter der alten Gesetzeslage 
durchgeführt worden, und damals haben sich auch 
immer zwischen 15 und 20 °/o für den Zivildienst 
ausgesprochen. Einen Antrag auf Ersatzdienst ha-
ben dann aber nur etwa 6 oder 7 % gestellt, und ich 
vermute, daß eine vergleichbare Abweichung auch 
zukünftig zu beobachten sein wird. 

(Dr. Kraske [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir nicht zustimmen, daß sich durch den Ge-
setzentwurf der Koalitionsfraktionen eben gerade 
dieses prinzipiell ändert, weil nach den Worten des 
Ihrem Ministerium zugeteilten Zivildienstbeauftrag-
ten der junge Mann sich nicht mehr gegen den 

Wehrdienst, sondern f ü r den Zivildienst soll ent-
scheiden können? 

(Zustimmung des Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU]) 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kraske, ich befürchte diese Schwierigkeiten nicht. 
Denn zweifellos ist zur Zeit festzustellen, daß es 
eine große Sympathiewelle für die Bundeswehr gibt, 
und alles deutet darauf hin, daß das Verhalten der 
Jugendlichen eher umgekehrt sein wird. 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, macht 
es nicht auch Sie stutzig, daß selbst der Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen in der vorliegenden 
Drucksache unter Punkt D — Kosten — von der An-
nahme ausgeht, daß nach Meinung der Koalition 
mindestens 30 000 Zivildienstleistende außerhalb 
von Arbeitsplätzen untergebracht werden müssen, 
und wissen Sie — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Kraske, Fragezeichen! 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Fragezeichen. 

(Heiterkeit) 

Macht es Sie nicht stutzig, daß nicht nur Meinungs-
umfragen, die Sie anzweifeln, sehr viel höhere Werte 
anzeigen, sondern daß auch die Koalitionsfraktionen 
immerhin von 30 000 ausgehen und daß auch dem 
die zur Verfügung stehenden Plätze in keiner Weise 
Rechnung tragen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kraske, wir beziehen uns jetzt alle auf Schätzun-
gen. Keiner kann genau voraussagen, ob es nun 
letztlich im Jahre 1977 30 000 oder 40 000 sein wer-
den. Das kann man heute nicht mit letzter Sicherheit 
vorausbestimmen. Aber ich gehe davon aus, daß die 
in der Finanzplanung vorgesehenen Mittel ausrei-
chend sein werden. Denn aufbauen können wir 
eigentlich doch nur auf bestimmten Erfahrenswerten 
aus der Vergangenheit. Wenn wir diese unter Be-
rücksichtigung der neueren Befragungsergebnisse 
und der altbekannten Abweichung bewerten, ist, 
glaube ich, die Vorausschätzung doch recht solide, 
zumindest ist sie mit bestimmten festen Annahmen 
versehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen soeben vom Jahr 1977. Heißt das, daß Sie 
nicht mehr damit rechnen, daß dieses Gesetz bereits 
zum 1. Juli 1976 in Kraft treten wird? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kraske, das ist ein Mißverständnis. Ich habe vor-
hin erwähnt, daß wir im Jahre 1976 von einer nicht 
ganzjährig gleichmäßigen Finanzbelastung ausge-
hen und deshalb für 1976 diesen hohen Ansatz fi-
nanzpolitisch noch nicht zu berücksichtigen brau-
chen. Wir gehen davon aus, daß das neue Gesetz im 
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nächsten Jahr verabschiedet und wirksam werden 
wird. Aber auch dann wird es eben nur für sechs 
Monate wirksam, und das bedeutet eine 50 %ige 
Inanspruchnahme der Mittel, die möglicherweise für 
1977 notwendig werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Walkhoff. 

Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, kann man 
nicht gerade dann, wenn die Zeit des Zivildienstes 
drei Monate länger währt als die des Grundwehr-
dienstes, davon ausgehen, daß die Zahl derer, die 
sich für den Zivildienst bewerben, nicht die Aus-
maße annehmen wird, die Herr Kraske annimmt, und 
zwar deshalb, weil sich weitgehend nur diejenigen 
melden werden, für die das eine echte Gewissens-
frage ist, und nicht diejenigen, die das möglicher-
weise aus Drückebergerei tun würden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Walkhoff, das kann so sein. Ich kann hier aber nicht 
definitiv sagen: es wird so eintreten. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang auch sagen: Die drei Monate 
längere Dienstzeit soll nicht mit dem von Ihnen er-
wähnten Ziel angehängt werden, sondern sie soll ein 
Ausgleich sein, z. B. für die Wehrübungen, die der 
Wehrpflichtige, gegebenenfalls mehrfach, zu leisten 
hat. Von da her mag natürlich der eine aus diesem 
Grunde und der andere aus finanziellen Überlegun-
gen sagen: Ich gehe dann lieber zur Bundeswehr. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
letzten Zusatzfrage, der Herr Abgeordnete Dr. Wör-
ner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie, nachdem nach Ihren Darlegungen die Bundes-
regierung in dieser Frage keine hinreichende Klar-
heit gewonnen hat, bereit, eine Umfrage anstellen 
zu lassen, die repräsentativere Ergebnisse zeitigt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Wörner, ich würde den Vorschlag machen, dies 
bitte den Verteidigungsminister zu fragen; denn er 
ist für die bisherigen Umfragen zuständig gewesen. 
Möglicherweise gibt es auch solche Umfrageergeb-
nisse, die ich jetzt nicht kenne. Ich bin als Vertre-
ter des Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
für diese Fragestellung nicht zuständig gewesen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Ein mir nicht zu

-

kommender Zwischenruf: Unsere Fragen 
gingen an das Verteidigungsministerium! 
— Abg. Rommerskirchen [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Dr. Wörner, nach der Geschäftsordnung 
der Bundesregierung ist diese Frage dem Arbeits-
ministerium zugewiesen worden, und das Ministe-
rium hat pflichtgemäß geantwortet. Sie müssen sich  

bemühen, durch entsprechende Fragestellung zu 
dem von Ihnen gewünschten Ergebnis zu kommen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das können wir 
nicht! Das haben wir ja getan!) 

Meine Damen und Herren, ich danke dem Herrn 
Parlamentarischen Staatssekretär. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung erledigt. 

(Rommerskirchen [CDU/CSU] : Herr Präsi

-

dent, ich hatte mich zu einer Zusatzfrage 
gemeldet!) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Herold zur Verfügung. Die Frage 5 
ist von Herrn Abgeordneten Dr. Arnold eingereicht: 

Wird sich die Bundesregierung bei den Behörden der DDR da-
für einsetzen, daß es gemäß dem auf der KSZE-Konferenz in 
Helsinki vereinbarten Grundsatz eines freieren Informationsaus-
tausches in absehbarer Zeit möglich sein wird, Zeitungen aus der 
Bundesrepublik Deutschland an Kiosken in Ost-Berlin, Rostock, 
Leipzig, Erfurt und anderen Städten zu kaufen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident! 
Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Arnold, ich darf Ihre 
Frage wie folgt beantworten. Im Zusatzprotokoll 
zum Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen 
zwischen 'der  Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR haben beide Staaten in Ziff. 10 zu Art. 7 ver-
einbart, Verhandlungen mit dem Ziel zu führen, 
den gegenseitigen Bezug von Büchern, Zeitschriften, 
Rundfunk- und Fernsehproduktionen zu erweitern. 
Die Bundesregierung und die Regierung der DDR 
sind dementsprechend bereits vor der Konferenz 
von Helsinki übereingekommen, Gespräche darüber 
zu führen, wie man in diesem Bereich zu Fortschrit-
ten kommen kann; dies geschieht im Rahmen der 
Kulturverhandlungen mit der DDR. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Dr. Arnold, eine Zusatzfrage? — Bitte! 

Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
der Bundesregierung Äußerungen von Herrn Ho-
necker und Verlautbarungen anderer Mitglieder der 
DDR-Regierung bekannt, die die Tendenz haben, 
daß hier, insbesondere auf dem Gebiete des Zei-
tungsaustauschs, eine größere Informationsfreiheit 
— auch für die Bürger der DDR — nicht stattfinden 
soll, Äußerungen und Verlautbarungen, die die Ten-
denz haben, daß auch in der Zukunft auf diesem 
Gebiet eher eine Sperre gelten soll? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Infor-
mationen, wie Sie sie ansprechen, sind uns aus dem 
genannten Personenkreis nicht bekannt; eine Hal-
tung in dieser Richtung wäre aber nicht verwunder-
lich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 
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Dr. Arnold (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sehen 
Sie sich in der Lage, mir in naher Zukunft viel-
leicht auf schriftlichem Wege zu berichten, welche 
Aussichten auf Erfolg die Bemühungen der Bundes-
regierung gehabt haben oder für die Zukunft haben 
werden? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Ar-
nold, ich bin gern bereit, mich mit Ihnen über diesen 
Komplex zu unterhalten um die Hintergründe zu 
besprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 6 des Abgeordneten Jäger (Wangen) auf: 

Welchen konkreten Benachteiligungen und Diskriminierungen 
sind nach den Erkenntnissen der Bundesregierung Christen, die 
sich offen zu ihrem Glauben bekennen, in der DDR ausgesetzt, 
insbesondere im Bereich des Bildungswesens und bei der Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident! Herr 
Kollege Jäger! Ich darf wie folgt antworten: 

Die Verfassung der DDR gibt auch Anspruch auf 
Religionsfreiheit ;  dieser aus der Weimarer Verfas-
sung übernommene Grundsatz wurde aber in der 
Verfassungswirklichkeit der DDR in besonderem 
Sinne interpretiert und somit von Anfang an ein-
geschränkt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die DDR 
zur Zeit in der Zulassungsordnung zum Hochschul-
studium vom 1. Juli 1971 „die aktive Mitwirkung an 
der Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft und 
Bereitschaft zur aktiven Verteidigung des Sozialis-
mus" zur Zulassungsvoraussetzung macht. Die DDR 
sieht in einer positiven Einstellung gegenüber ihrem 
gesellschaftlichem System eine selbstverständliche 
Voraussetzung zur Teilhabe an allen Möglichkeiten 
des Bildungssystems und zur Beschäftigung im 
Staatsdienst. Somit werden Mitgliedschaft und Be-
kenntnis zu konfessionellen Gemeinschaften zum 
Hindernis, z. B. beim Besuch von Hochschulen und 
Universitäten. Darauf wurde auch im Hirtenbrief 
vom 17. November 1974 und auf der Jahressynode 
des Bundes evangelischer Kirchen in der DDR im 
Herbst 1975 sehr eindeutig hingewiesen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
gibt es außer den von Ihnen genannten Behinde-
rungen noch andere, die Sie hier vortragen können, 
insbesondere in dem von mir ebenfalls angezogenen 
Bereich der Einstellung in den öffentlichen Dienst? 

(Zuruf des Abg. Hansen [SPD]) 

Herold, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
das uns vorliegende Material noch einmal zu über-
arbeiten. Mir ging es zunächst darum, Ihre Frage, 
wie sie gestellt war, zu beantworten, nämlich daß zu 
erkennen ist, wer aus solchen Gründen Einschrän-
kungen in diesem Bereich wünscht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung angesichts der Brisanz 
dieser Fragen bereit sein, dieses wichtige Kapitel im 
nächsten Bericht der Bundesregierung zur Lage der 
Nation besonders anzusprechen und dort die von 
Ihnen angekündigte ausführliche Antwort zu geben? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Wir werden dies 
prüfen. Wenn es zweckmäßig ist, wird auch dieses 
Thema in dem Bericht mitangesprochen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, welche Behandlung wird jungen Christen in der 
DDR zuteil, die sich mit Berufung auf ihr christliches 
Gewissen gegen den Kriegsdienst aussprechen? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Es ist mir unmöglich, 
auf diese pauschale Frage eindeutig zu antworten. 
Wenn Sie konkrete Fälle haben, bin ich bereit, diese 
prüfen zu lassen. Ich muß aber darauf hinweisen, daß 
es hier um Dinge geht, auf die wir keinerlei Einwir-
kungsmöglichkeiten haben, da sie zu den inneren 
Angelegenheiten der DDR zählen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Dr. Hupka zu einer letzten Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir darin zustimmen, daß die hier ange-
sprochenen Diskriminierungen im Widerspruch zur 
Schlußakte der KSZE stehen, die ja auch von der 
DDR unterschrieben worden ist? 

Herold, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hupka, 
Sie wissen, daß die KSZE-Dokumente Absichtserklä-
rungen sind oder enthalten. Sie sind von den Teil-
nehmerstaaten der Konferenz mit dem Willen un-
terzeichnet worden, die von Ihnen angesprochenen 
Bereiche langfristig zu ändern. Die Politik dieser 
Bundesregierung richtet sich ebenfalls danach aus. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Was hat das mit 
der DDR zu tun?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen beant-
wortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Hauff zur Verfügung. 

Der Abgeordnete Dr. Graf Lambsdorff hat um 
schriftliche Beantwortung seiner Frage 7 gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Frage 8 ist von dem Herrn Abgeordneten Pfeffer-
mann eingebracht: 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Stellungnahme der De-

legiertenversammlung der Gesellschaft für Kernforschung zum 
fünften Forschungsbericht der Bundesregierung, wonach die durch 
die Etatkürzung von der Bundesregierung beschlossene restriktive 
Forschungspolitik das von Bundeskanzler Schmidt proklamierte 
Ziel gefährde, eine Volkswirtschaft wie die deutsche exportiere 
im Jahr 2000 im wesentlichen Patente, Verfahrenstechniken und 
Blaupausen und verschließe so den von Bundeskanzler Schmidt 
bezeichneten Weg „zur breiten Grundlagenforschung und zu einer 
möglichst intelligent angelegten angewandten Forschung"? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Pfeffermann, von den Kürzungen des Sparpro-
gramms der Bundesregierung konnte kein Ministe-
rium ausgenommen werden. Die Kontinuität der 
Forschungspolitik in den Schwerpunktbereichen 
bleibt auch nach der Kürzung der Haushaltsansätze 
des Bundesministers für Forschung und Technologie, 
die zu einer finanziellen Konzentration zwingen, 
gewahrt. Die vom Bundeskanzler aufgezeigte Ent-
wicklung bestimmt weiterhin die Forschungs- und 
Technologiepolitik. Es ist deshalb unbegründet, von 
einer restriktiven Forschungspolitik zu sprechen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, es 
ist Ihnen bewußt, daß ich in meiner Frage nicht auf 
eigene Formulierungen, sondern auf Formulierungen 
einer anderen Institution zurückgegriffen habe, und 
dort bezog man sich ausdrücklich auf den Bereich 
der Patente, Erfindungen und die Situation, die wir 
jetzt schon beim Export bzw. Import dieser Dinge 
zur Kenntnis zu nehmen haben. Finden Sie, daß 
daran gemessen Ihre Antwort sehr tiefschürfend 
war? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfef-
fermann, dies zu beurteilen wird nicht meine Sache 
sein. Aber ich bin ganz sicher, daß die Delegierten-
versammlung der Gesellschaft für Kernforschung 
GmbH in Karlsruhe, die Sie hier zitiert haben, bei 
der Würdigung der Möglichkeiten der Forschungs-
politik die Gesamtsituation gewiß angemessen be-
rücksichtigen wird, u. a. auch die Aufforderung der 
baden-württembergischen Landesregierung, den For-
schungsansatz um weitere 60 Millionen DM zu 
kürzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine weitere Zusatzfrage. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
wir uns hier über den Bundeshaushalt zu verstän-
digen beabsichtigen — jedenfalls sehe ich die Dinge 
so — und Sie soeben . . . 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Zusatzfrage, bitte! 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich werde 
mich bemühen. — ... abzulenken versuchten, möchte 
ich Sie fragen: Darf ich davon ausgehen, daß Sie in 
einer ausführlichen, detaillierten Stellungnahme die 
hier angesprochenen Fragen beantworten und die 
Antwort dem Hause zur Verfügung stellen werden? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfef-
fermann, zunächst einmal möchte ich darauf hin-
weisen, daß sich der Kürzungsvorschlag der Landes-
regierung von Baden-Württemberg auf den Bundes-
haushalt bezieht und auch in diesem Sinne gemacht 
wurde. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Aber vor einem 
ganz anderen Hintergrund! Das wissen Sie 

auch!) 

Im übrigen liegt dem Hause das Programmbudget 
für die Gesellschaft für Kernforschung GmbH in 
Karlsruhe vor, das noch zur parlamentarischen Be-
ratung ansteht. Ich bin sicher, daß im Rahmen des 
Programmbudgets, also der gesamten Forschungs-
planung für die Gesellschaft, die hier zur Debatte 
steht, eine Möglichkeit gegeben ist, die von Ihnen 
angesprochenen Fragen ausführlich zu diskutieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie sich soeben auf die Landesregierung 
von Baden-Württemberg berufen haben, sind Sie 
sich bewußt, daß die Finanznot im Landeshaushalt 
von Baden-Württemberg, die sie dazu gezwungen 
hat, auf die gleichen Ursachen zurückgeht, auf die 
auch die Finanznot des Bundes zurückgeht? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Jäger, diese Zusatzfrage lasse ich nicht 
zu. 

(Parl. Staatssekretär Dr. Hauff: Sehr schade!) 

— Herr Staatssekretär Hauff, auch das war über-
flüssig, wenn ich das einmal bemerken darf. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das wollte ich ge

-

rade sagen! Gerechtigkeit nach beiden Sei

-

ten!) 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Technolo-
gie beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Brück zur Verfügung. Die 
erste Frage ist von dem Herrn Abgeordneten Sauter 
(Epfendorf) eingereicht worden: 

Gibt es auf Grund der zur Zeit angespannten Arbeitsmarktlage 
in der Bundesrepublik Deutschland Schwierigkeiten bei der beruf-
lichen Rückgliederung heimkehrender Entwicklungshelfer, wenn 
ja, bei welchen Berufsgruppen ist dies besonders zu beobachten, 
und kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie 
lange die durchschnittliche Eingliederungsdauer 1972 war und wie 
lange sie seit August 1974 ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Brück, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: 
Herr Kollege Sauter, die Bundesregierung und die 
Träger des Entwicklungsdienstes besitzen keine 
statistischen Angaben über die Arbeitslosigkeit bei 
heimgekehrten Entwicklungshelfern. Das liegt dar-
an, daß ehemalige Entwicklungshelfer nicht ver-
pflichtet sind, die Entsendeorganisationen nach 
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Werdegang zu informieren. Einige Entwicklungs-
dienste berichten jedoch, daß Schwierigkeiten bei 
der beruflichen Rückgliederung vereinzelt in den 
Bereichen der landwirtschaftlichen Berufe und der 
Bauberufe auftraten. Fälle langandauernder Arbeits-
losigkeit sind aber auch diesen Diensten nicht be-
kanntgeworden. Es ist anzunehmen, daß bei größe-
ren Schwierigkeiten die davon betroffenen Rück-
kehrer sich mit der Bitte um Unterstützung an die 
Dienste gewandt hätten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben Zusatzfragen. Bitte, Herr Kollege! 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß das zustän-
dige Ministerium, wenn sich die Problematik bei der 
Rückgliederung der Entwicklungshelfer zuspitzt, in 
besonderer Weise gehalten wäre, hier nachzufor-
schen und entsprechende Hinweise auch der deut-
schen Öffentlichkeit und dem Deutschen Bundestag 
zu geben? 

Brück, Purl. Staatssekretär: Herr Kollege Sauter, 
Sie hatten noch eine zweite Frage gestellt. In der 
Antwort darauf wollte ich eigentlich noch etwas 
dazu sagen, was jetzt schon getan wird. — Viel-
leicht darf ich jetzt, Herr Präsident, zunächst die 
zweite Frage beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich schlage vor, daß ich jetzt Ihre nächste 
Frage aufrufe: 

Welche praktischen Maßnahmen, neben dem Verteilen von In-
formationsmaterial, ist die Bundesregierung bereit zu ergreifen, 
um den zurückkehrenden Entwicklungshelfern die berufliche 
Rückgliederung zu erleichtern, und sieht die Bundesregierung 
eine Gefahr darin, daß, wenn jetzt heimkehrende Entwicklungs-
helfer berufliche Eingliederungsschwierigkeiten haben, sich künf-
tig zu wenig neue Fachkräfte zum Entwicklungshilfedienst bereit 
finden? 

Dann gebe ich Ihnen nachher noch Gelegenheit zu 
weiteren Zusatzfragen, wenn Sie damit einverstan-
den sind. 

Brück, Parl. Staatssekretär: Zur Erleichterung der 
beruflichen Rückgliederung wurden von den  Ent-
wicklungsdiensten spezielle Programme entwickelt. 
So versorgt z. B. der DED seine Entwicklungshelfer 
rechtzeitig vor der Rückkehr mit Hinweisen zur 
beruflichen Reintegration und zur Fortbildung. Er 
steht zur individuellen Beratung nach der Rückkehr 
zur Verfügung und veranstaltet Reorientierungs-
seminare unter Mitarbeit von Förderungsberatern. 

Außerdem haben die fünf anerkannten Träger des 
Entwicklungsdienstes und die Kübel-Stiftung das 
Förderungswerk für rückkehrende Fachkräfte der 
Entwicklungshilfe gegründet. Die Bundesregierung 
unterstützt das Förderungswerk im Haushaltsjahr 
1975 mit 0,5 Millionen DM. Hieraus werden Ausga-
ben für einen Informations- und Beratungsdienst 
finanziert, der die Rückkehrer über Möglichkeiten 
der Weiterbildung und der entwicklungspolitischen 
Betätigung unterrichtet. Weiterhin werden Aufbau-, 
Ergänzungs- und Zweitbildungsgänge für zurückge-

kehrte Entwicklungshelfer gefördert, die keinen An-
spruch auf Leistungen nach dem Arbeitsförderungs-
gesetz oder dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
haben. 

Daß sich auf Grund von Rückgliederungsschwie-
rigkeiten wenig neue Fachkräfte zum Entwicklungs-
dienst bereitfinden, braucht derzeit nicht befürchtet 
zu werden. Die Zahl der Bewerber blieb beispiels-
weise beim DED gleich, die der Interessenten stieg 
sogar 1974 gegenüber dem Vorjahr um 15 %. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie verneinen, daß die Bundesregierung 
beabsichtigt, die Mittel für die Rückgliederungshilfe 
zu kürzen? 

Brück, Parl. Staatssekretär: Wir haben nicht die 
Absicht, die Mittel zu kürzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit beantwortet. Herr Staatssekretär, ich danke 
Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers der Verteidigung. Zur Be-
antwortung steht Herr Staatssekretär Fingerhut zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Reiser auf: 
Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, amtierende Jugend-

vertreter auf deren eigenen Wunsch vom Wehr- und Zivildienst 
zurückzustellen, wie dies auf dem letzten DGB-Bundeskongreß 
gefordert wurde? 

Herr Staatssekretär! 

Fingerhut, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter Reiser, die 
Zurückstellung eines Wehrpflichtigen ist nach gelten-
dem Recht nur dann zulässig, wenn die Heranzie-
hung zum Wehrdienst für den Wehrpflichtigen aus 
persönlichen Gründen eine besondere Härte bedeu-
ten würde. Die Einberufung eines wehrpflichtigen 
Betriebsjugendvertreters stellt jedoch nicht eine 
solche persönliche Härte dar. Sie kann allenfalls die 
Arbeit der Jugendvertretung berühren. Für die Zu-
rückstellung von Zivildienstpflichtigen gelten die 
gleichen Grundsätze. Eine Zurückstellung von amtie-
renden Jugendvertretern ist daher gegenwärtig nicht 
möglich. 

Die Bundesregierung beabsichtigt auch nicht, dem 
Deutschen Bundestag eine entsprechende Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes vorzuschlagen. Die Zurück-
stellung von Jugendvertretern wäre eine einseitige 
Bevorzugung einer bestimmten Gruppe von Wehr-
pflichtigen. Deshalb wäre dies nicht mit dem Grund-
satz der Gleichbehandlung vereinbar. 

Die Auffassung der Bundesregierung, die auf 
gleichgerichtete Fragen der Herren Abgeordneten 
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Link und Reuschenbach in den Sitzungen des Bun-
destages am 23. Februar 1973 und am 18. Juni 1973 
den gleichen Standpunkt vertreten hatte, ist daher 
insoweit unverändert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Reiser (SPD) : Wie erklären Sie sich dann, daß dem 
amtierenden Jugendvertreter bei den Farbwerken 
Hoechst Gerhard Deltau bei seiner Musterung nach 
Auskunft der Industriegewerkschaft Chemie, Papier, 
Keramik versprochen worden ist, ihn frühestens im 
Sommer 1976 einzuziehen, um Rücksicht auf seine 
Tätigkeit zu nehmen? 

Fingerhut, Staatssekretär: Der Fall, den Sie an-
sprechen, Herr Abgeordneter, ist mir bekannt, da ich 
aus dem gleichen Landstrich komme. Ich habe des-
halb auch sofort als der dafür zuständige beamtete 
Staatssekretär eine Überprüfung eingeleitet. Diese 
hat ergeben, daß entgegen der Darstellung in der 
Presse dem Wehrpflichtigen keine Zusage gemacht 
worden ist, er werde mit Rücksicht auf seine Tätig-
keit als Jugendvertreter zunächst nicht einberufen. 
Daher bestand keine Veranlassung, die Heranzie-
hung dieses Wehrpflichtigen zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes zu beanstanden. Wie ich bereits 
vorhin dargelegt habe, ist die Zurückstellung eines 
Wehrpflichtigen wegen seiner Tätigkeit als Jugend-
vertreter nicht möglich. An dieser Auffassung hal-
ten wir fest. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zweite 
Zusatzfrage. 

Reiser (SPD) : Können Sie sich weiterhin vielleicht 
erklären, warum der amtierende Jugendvertreter 
nach seinen eigenen Angaben als erster seiner ehe-
maligen Schulklasse zur Bundeswehr einberufen 
worden ist? 

Fingerhut, Staatssekretär: Diese Erklärung fällt 
mir außerordentlich schwer, weil ich die Zusammen-
setzung der Schulklasse nicht kenne. Im übrigen ge-
hen wir bei der Einberufung nach einheitlichen Ge-
sichtspunkten vor. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
zu diesem Zeitpunkt irgendwelche Besonderheiten 
— es sei denn ein eigener Antrag, schnell einberu-
fen zu werden — vorgelegen haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Walkhoff. 

Waikhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich aus 
Ihrer Mitteilung, daß die Bundesregierung nicht be-
absichtigt, dem Parlament eine Gesetzesänderung 
vorzuschlagen, schließen, daß die Bundesregierung 
das persönliche Interesse eines Antragstellers höher 
bewertet als das gesamtgesellschaftliche Interesse, 
das meines Erachtens eine Zurückstellung vom Zi-
vil- und Wehrdienst rechtfertigen könnte? 

Fingerhut, Staatssekretär: Wir haben uns auch mit 
dieser Frage schon wiederholt befaßt, weil es nicht 
die erste Anfrage dieser Art ist; ich darf gerade auf 
diesen Punkt zurückgreifen. Wir würden die Zu-
rückstellung von amtierenden Jugendvertretern als 
eine einseitige Bevorzugung einer bestimmten 
Gruppe werten, was zwangsläufig auslösen würde, 
daß eine Reihe von weiteren Gruppen derartige An-
träge stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind nach wie vor der Meinung, daß es bei der 
Prüfung, inwieweit wir einem derartigen Ersuchen 
stattgeben können, nur um den Begriff der persön-
lichen Härte gehen kann. 

Im übrigen wird es schwer sein, den Nachweis zu 
erbringen, daß die Arbeit für eine Gruppe allgemein 
Schaden nimmt, wenn ein solcher gewählter Vertre-
ter einberufen wird, da in aller Regel spätestens zum 
Zeitpunkt der Wahl genügend Ersatzmitglieder be-
nannt sind, die einspringen können, um eine der-
artige Aufgabe zu übernehmen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
letzten Zusatzfrage, der Herr Abgeordnete Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es nicht geradezu für geboten, den amtierenden 
Jugendvertretern Gelegenheit zur Erfüllung der 
Dienstpflicht zu geben? 

Fingerhut, Staatssekretär: Es fällt mir sehr schwer, 
Ihnen in einer solchen Weise Stichworte dafür zu 
geben, wie meine persönliche Auffassung dazu ge-
artet ist. Denn ich muß Ihnen sagen: Für einen Ju-
gendvertreter — und ich habe ebenfalls einmal in 
einer solchen Tätigkeit gestanden — ist es sehr 
wertvoll, als Vorbild dienen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 12 des Herrn Abgeordneten Hansen auf: 

Wird die Bundesregierung alle Reisen von Angehörigen der 
Bundeswehr, die Geheimträger der Stufe II sind, in Länder ohne 
freiheitlich-demokratische Regierungssysteme genehmigungspflich-
tig machen? 

Herr Staatssekretär! 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Hansen, nach den zur Zeit geltenden Richtlinien, die 
vom Bundeskabinett am 6. Juni  1973 beschlossen 
und vom Bundesminister der Verteidigung als Reise-
erlaß am 26. März 1974 erlassen wurden, sind pri-
vate Reisen von Bundeswehrangehörigen, die Ge-
heimnisträger der Stufe II sind, in Länder des kom-
munistischen Machtbereichs grundsätzlich unter-
sagt. Ausnahmen sind von einer Genehmigung ab-
hängig, die nur beim Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände erteilt wird. Maßgeblich für die Entschei-
dung der Bundesregierung ist die Tatsache, daß 
Bundeswehrangehörige während des Aufenthalts 
in Ländern des kommunistischen Machtbereichs er-
fahrungsgemäß mit dem Ziel nachrichtendienstlicher 
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Mitarbeit gegen die Bundeswehr angesprochen wer-
den. 

Es ist nicht beabsichtigt, die bestehenden Reise-
beschränkungen auch auf Länder auszudehnen, von 
denen eine solche Bedrohung nicht ausgeht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, wie erklären 
Sie es sich dann, daß in der Liste der Länder, in die 
Reisen von Bundeswehrangehörigen, die Geheimnis-
träger der Stufe II sind, genehmigungspflichtig sind, 
wohl Nordvietnam aufgeführt ist, Südvietnam da-
gegen fehlt? 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Das wird jetzt ge

-

ändert, Herr Hansen! — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] : Das wird ergänzt, Herr Kol

-

lege!) 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich sehe mir das gerade 
an, um festzustellen, ob das, was Sie sagen, so 
stimmt. Dann müßte ernsthaft erwogen werden, 
wenn wir Veranlassung dazu haben, eine Ergänzung 
vorzunehmen. Aber eine solche Prüfung müßte sich 
dann, wenn ich Sie richtig verstanden habe, auch 
auf andere Länder beziehen, und wir prüfen an 
sich nur, Herr Abgeordneter Hansen, wenn Ver-
anlassung besteht. Veranlassung besteht bei uns, 
wenn Angehörige der Bundeswehr von Nachrich-
tendiensten anderer Mächte angesprochen und in 
Anspruch genommen werden, so wie das aus dem 
kommunistischen Machtbereich feststellbar ist. 
Wenn ich Ihnen zwei Zahlen nennen darf, beleuch-
tet das diese Frage in einer sehr überzeugenden 
Weise: 1974 hatten wir 83 Fälle, in denen — ohne 
jetzt auf Geheimhaltungsstufen abzustellen — Bun-
deswehrangehörige von Diensten im kommunisti-
schen Machtbereich angesprochen worden sind, und 
1975 waren es bis zum 30. September bereits 72 
Fälle. Aus dem von Ihnen genannten Bereich sind 
Erkenntnisse ähnlicher Art nicht bekannt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, vor dem Hin-
tergrund, daß das Feindbild für eine freiheitliche 
Demokratie wohl generell repressive Diktaturen 
sein müßten, möchte ich Sie fragen, ob Sie nicht mei-
ner Meinung sind, daß die Gefahr besteht, daß Ge-
heimnisträger von anderen Mächten — eben von 
solchen repressiven Diktaturen — in der Weise, wie 
Sie das für den kommunistischen Machtbereich dar-
gestellt haben, angesprochen werden können, und ob 
daraus nicht folgt, daß man auch die Reisen in solche 
Länder genehmigungspflichtig machen müßte? 

Fingerhut, Staatssekretär: Wenn wir feststellen, 
Herr Abgeordneter, daß diese Gefahren, die Sie be-
fürchten, zutreffen und wir konkrete Anhaltspunkte 
haben, dann verspreche ich Ihnen, sofort in eine 

Prüfung einzutreten und diesen Katalog, den dieser 
„Reiseerlaß" umfaßt, unter Umständen zu ergänzen. 
Aber bis zur Stunde besteht eine derartige Veran-
lassung nicht, weil Bundeswehrangehörige, ganz 
gleich, wohin sie privat reisen, nicht in dieser Weise 
in Anspruch genommen worden sind und auch die 
Gefahr einer solchen Inanspruchnahme nicht er-
kennbar war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Dr. Kraske. 

Dr. Kraske (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie meiner Auffassung zustimmen, daß es der 
deutschen Außenpolitik und damit den Interessen 
unseres Landes nicht zuträglich wäre, wenn die 
Bundesregierung ex officio jederzeit eine Liste be-
reithielte, in der sie alle Länder dieser Welt darauf-
hin rubrizierte, ob sie eine freiheitliche demokra-
tische Grundordnung haben oder nicht? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Dr. Kraske, Sie unterstreichen an sich mit viel bes-
seren Worten noch einmal das, was ich sagte. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir werden erst dann in eine Prüfung eintreten 
können, wenn dazu Veranlassung besteht. Diese 
Veranlassung ist nicht erkennbar. Ich bedaure, das 
nachträglich noch einmal sagen zu müssen; ich 
nehme an, daß es von mir etwas mißverständlich 
dargestellt worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeordneter Sayn-
Wittgenstein! 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/CSU) : 
Herr Staatssekretär, halten Sie es für wahrscheinlich, 
daß Angehörigen der Bundeswehr die Einreise nach 
Südvietnam genehmigt wird, während Bundesbür-
ger, die in humanitärem Auftrag dorthin reisen wol-
len, diese Genehmigung nicht erhalten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, ich habe das Gefühl, im Augenblick 
werden mit der Zusatzfrage doch die Grenzen der 
eingereichten Frage überschritten. 

Die Frage 13 wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 16 des Abgeordneten Ey auf: 
Welche Müglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Überflie-

gen von Ferien-, Erholungs- und Campingplätzen im Rahmen 
von Übungsflügen auf ein Minimum zu beschränken? 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, der 
militärische Tiefflug ist bereits auf das zur Erhal-
tung der Einsatzbereitschaft der Piloten erforder-
liche Minimum reduziert. Die Verringerung von 
Überflügen über die von Ihnen genannten Gebiete 
wäre nur durch eine erhöhte Lärmbelästigung der 
Bevölkerung anderer Gebiete möglich; das wäre 
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also eine Verschiebung nach diesem berühmten St.-
Florians-Prinzip. Darüber hinaus müßten die hierzu 
in einer Vielzahl vorliegenden Eingaben von Klini-
ken, Sanatorien und Altenheimen, die nicht nur in 
Städten, sondern im gesamten Bundesgebiet ver-
streut liegen, dann auch berücksichtigt werden. Hinzu 
kämen dann noch anerkannte Kurorte und Heilbäder 
sowie sonstige schutzwürdige kulturelle oder tech-
nische Objekte, so daß es zur Einstellung des ge-
samten Übungstiefflugs käme. Da grundsätzliche 
Lösungen bevorzugt werden, die der gesamten Be-
völkerung in gleicher Weise zugute kommen, an-
dererseits zur Erhaltung der vollen Einsatzbereit-
schaft der Luftstreitkräfte auf den militärischen 
Tiefflug nicht verzichtet werden kann und dieser 
bereits, wie schon erwähnt, auf das unbedingt not-
wendige Ausmaß begrenzt ist, werden weitere Mög-
lichkeiten zur Beschränkung nicht erkannt. 

(Ey [CDU/CSU] : Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
Zusatzfragen. 

Meine Damen und Herren, ,die nächsten sechs 
Fragen — die Fragen 17 und 18 des Abgeordneten 
Dr. Wörner, die Fragen 19 und 20 des Abgeordneten 
Biehle und die Fragen 21 und 22 des Abgeordneten 
Rommerskirchen — betreffen insgesamt einen Kom-
plex: 

17. Dr. Wörner 

Trifft es zu, daß der damalige Leiter des Studentenbereichs der 
Hochschule der Bundeswehr in München, Oberstleutnant Eber-
hard  Schmidt, bereits nach einjähriger Tätigkeit ohne erkenn-
baren Grund von seinem Dienstposten abgelöst wurde, darauf-
hin unter Verzicht auf alle Versorgungsansprüche aus dem Dienst 
der Bundeswehr ausschied, und welche Gründe haben bejahen-
denfalls diese Ablösung bewirkt? 

18. Dr. Wörner 

Welche Überlegungen und Maßnahmen sind anläßlich des un-
gewöhnlichen Entlassungsvorgangs von den zuständigen Vorge-
setzten getroffen worden? 

19. Biehle 

Trifft es zu, daß die Tätigkeit des derzeitigen Leiters des 
Studentenbereichs der Hochschule der Bundeswehr in München 
zu einer Reihe von Beschwerden und Versetzungsgesuchen un-
terstellter Mitarbeiter geführt hat? 

20. Biehle 

Aus welcher dienstlichen Verwendung kam der Nachfolger von 
Oberstleutnant Schmidt als Leiter des Studentenbereichs der 
Hochschule der Bundeswehr in München, und welche besondere 
Qualifikation — gemessen an seinem Vorgänger — zeichnete 
ihn für die neue Aufgabe an der Hochschule aus, und an wie-
vielter Stelle in der Wertungs- und Eignungsliste seiner dienst

-

gradgleichen Kameraden stand er? 

21. Rommerskirchen 

Welche Gründe liegen für die unterschiedliche Behandlung von 
Oberstleutnant Schmidt und dessen Nachfolger als Leiter des 
Studentenbereichs der Hochschule der Bundeswehr in München 
vor? 

22. Rommerskirchen 

Welche Konsequenzen zieht der Bundesminister der Verteidi-
gung aus dem Vorgang an der Hochschule, um sicherzustellen, 
daß Stellenbesetzungen allein nach Eignung und Leistung vorge-
nommen werden? 

Ich möchte die Fragesteller und den Herrn Staats-
sekretär fragen, ob diese Fragen gemeinsam beant-
wortet werden können; das würde sicher die Beant-
wortung und möglicherweise auch die Stellung von 
Zusatzfragen durch Kollegen aus dem Hause er

-

erleichtern. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident, wir haben 
grundsätzlich nichts dagegen, daß zunächst in einer  

einleitenden Erklärung eine Klarstellung erfolgt. 
Aber die Fragen müssen schon einzeln beantwortet 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ja, ich 
gehe davon aus, Herr Staatssekretär, daß Sie in der 
Gesamtbeantwortung auf sämtliche angesprochenen 
Komplexe zu sprechen kommen. 

(Staatssekretär Fingerhut: So hatte ich es 
vor!) 

— Gut. Notfalls müssen wir das durch weitere Zu-
satzfragen klären. 

(Staatssekretär Fingerhut: Dieses Verfahren 
vereinfacht vielleicht auch die Zusatzfra

-

gen!) 

— Ja, bitte, Herr Staatssekretär! 

Fingerhut, Staatssekretär: Die erste Frage von 
Herrn Dr. Wörner ist ja von grundsätzlicher Bedeu-
tung und kehrt auch in abgewandeltem Sinne in zwei 
weiteren Fragen wieder. 

Die Versetzung des Oberstleutnants Schmidt be-
reits nach einjähriger Tätigkeit erfolgte im Zuge der 
Vorbereitung auf die für ihn ab 1975 empfohlene 
und mögliche Verwendung im technisch-wissen-
schaftlichen Aufgabenbereich. Oberstleutnant Schmidt 
wurde auf seinen Antrag hin der Verbleib im Stand-
ort München zur Erlangung der Promotion einge-
räumt. Der Zeitpunkt der vorgesehenen Versetzung 
aus dem Aufgabenbereich des Leiters des Studenten-
bereichs wurde vorverlegt. Sein später gestellter 
Antrag auf Entlassung steht insoweit im Wider-
spruch zu seiner Absicht, bis April 1975 als Ange-
höriger der Bundeswehr zu promovieren. 

Zu der zweiten Frage, die sich hier anschließt und 
die sich ebenfalls um Oberstleutnant Schmidt dreht: 
Der Stellvertreter des Leiters der Personalabteilung 
führte mit Oberstleutnant Schmidt im Dezember 1974 
im Ministerium ein persönliches Gespräch, in dessen 
Verlauf Oberstleutnant Schmidt die Gründe für seine 
Versetzung erläutert wurden. Zur Zurücknahme 
seines Antrags aufgefordert, teilte er am 20. Dezem-
ber 1974 mit, daß er wie beantragt entlassen werden 
wolle. Oberstleutnant Schmidt wurde daraufhin mit 
Ablauf des 31. Dezember 1974 aus der Bundeswehr 
entlassen. 

(Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Einen 
Augenblick! Ich würde vorschlagen, daß wir die 
Fragen voll beantworten lassen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Aber offensicht

-

lich, Herr Präsident, ist es ja nicht so, daß 
sie zusammenhängen, sondern das ist die 
Beantwortung der ersten beiden Fragen! Sie 
hat überhaupt nichts mit den anderen Sach

-

bereichen zu tun!) 

— Einen Augenblick, Herr Kollege Dr. Wörner! Ich 
habe die Fragen jetzt aufgerufen, und der Herr 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Staatssekretär wollte die Beantwortung verbinden. 
Wir werden noch sehen. 

Bitte, Herr Staatssekretär, fahren Sie in der Be-
antwortung fort! 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich muß ja so vorge-
gehen, Herr Präsident. Das war jetzt gerade der Lei-
ter des Studentenbereichs. Auf den, der jetzt die 
Aufgabe wahrnimmt, müssen wir nun bei der Be-
antwortung der nächsten Frage kommen. Das ist bei 
der Beantwortung der gestellten Fragen also ganz 
systematisch. Als Drittes müssen wir uns über die 
Konsequenzen aus den Erfahrungen unterhalten und 
bestätigen, daß der Grundsatz, von dem Sie gespro-
chen haben, bei der Einstellung uneingeschränkt 
gilt. Das ist meine Vorstellung, wie man hier vor-
gehen kann. 

In diesem Zusammenhang komme ich auch auf die 
Frage, die Sie gestellt haben, Herr Abgeordneter 
Biehle: Inwieweit trifft es zu, daß Beschwerden vor-
liegen? Es trifft zu, daß zwei Stabsoffiziere, die dem 
Leiter des Studentenbereichs der Hochschule der 
Bundeswehr München unterstellt sind, sich über 
das Verhalten ihres Vorgesetzten insgesamt dreimal 
beim Stellvertreter des Generalinspekteurs der Bun-
deswehr, der hier aufsichtführend tätig ist und zu-
ständig ist, beschwert haben. Die Beschwerden wur-
den nach eingehender Prüfung als in der Sache un-
begründet zurückgewiesen, da ein schuldhaftes Ver-
halten des Leiters des Studentenbereichs der Hoch-
schule München in keinem Fall festgestellt werden 
konnte. Einer der beiden Beschwerdeführer hat in-
zwischen weitere Beschwerde eingelegt, über die 
noch nicht entschieden ist. Insoweit befindet sich 
dieser Punkt noch in der Prüfung. In einem anderen 
Fall hat ein Stabsoffizier im Rahmen eines Personal-
gesprächs bei der Personalabteilung mündlich um 
seine Versetzung gebeten. Dieser Antrag wurde 
später schriftlich zurückgezogen. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, festzu-
stellen: Warum ist nach der Ablösung des Oberst-
leutnants Schmidt die Wahl nun ausgerechnet auf 
Oberstleutnant Münx gefallen? Dies will ich kurz 
erläutern, damit man sieht, daß auch hier der Grund-
satz von Eignung und Erfahrung eine Rolle spielt. 
Der derzeitige Leiter des Studentenbereichs der 
Hochschule der Bundeswehr München war vor sei-
ner Verwendung als Hilfsreferent im Büro des Parla-
mentarischen Staatssekretärs tätig. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Da hat er na

-

türlich an der Quelle das Wissen bekom

-

men! Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe extra eine Pause gemacht, weil ich das 
erwartet habe. Die Begründung, warum das so wert-
voll ist, kommt jetzt. Das war ja schon irgendwo als 
ein Vorwurf zu hören. Ich muß sagen, das ist kein 
Vorwurf, sondern im Gegenteil eine Bestätigung 
einer personalpolitischen Entscheidung, 

(Beifall bei der SPD) 

aufbauend auf entsprechenden Erfahrungen, die die-
sen Mann befähigt haben, diese Aufgabe zu über-
nehmen. 

Ich will Ihnen kurz sagen, welche Stationen in 
seinem beruflichen Leben die Grundlage für diese 
Auffassung abgeben. Wir haben zunächst einmal 
festzustellen, daß Herr Münx, um den es hier geht, 
ein abgeschlossenes juristisches Studium hat. 
Seine langjährige Verwendung als Disziplinarvor-
gesetzter in der Fallschirmjägertruppe, seine Tätig-
keit als Hörsaalleiter und Lehrstabsoffizier an der 
Heeresoffiziersschule Hamburg und bei der Stabs-
akademie der Bundeswehr — auf Grund all dieser 
Tätigkeiten erschien er im Vergleich zu seinem Vor-
gänger, der über weniger Truppenerfahrung als 
Disziplinarvorgesetzter verfügte, insbesondere auch 
im Hinblick auf die guten Beurteilungen für diese 
Verwendung qualifiziert. 

Nun könnte man in diesem Zusammenhang ein 
grundsätzliches Wort zu der Methodik der Personal-
auswahl sagen. Wie sind wir dazu gekommen? Bei 
der Personalauswahl konnten wir in diesem Falle, 
was sonst grundsätzlich der Fall ist — deswegen 
fällt es uns leicht, Anwürfe oder Kritik an der Per-
sonalplanung, Führung oder allgemeinen Entschei-
dungen zurückzuweisen —, nicht auf die Eignungs-  
und Wertungslisten, die sonst geführt werden, zu-
rückgreifen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Ach so!) 

Eignungs- und Wertungslisten werden für jeweils 
mindestens vier Offiziere einer Dienstgradgruppe 
geführt, die in vergleichbarer Funktion innerhalb 
der Bundeswehr insgesamt bzw. einer Teilstreitkraft 
oder eines Großverbandes tätig sind. Diese Voraus-
setzungen waren weder bei Oberstleutnant Schmidt 
noch bei Oberstleutnant Münx in ihrer Funktion als 
Leiter des Studentenbereichs und — das beziehe ich 
gleich mit auf unser Haus — als Hilfsreferent im 
Büro des Parlamentarischen Staatssekretärs gegeben. 
Das muß man wissen, um auch anerkennen zu kön-
nen, daß man hier nach besonderen Eignungsmerk-
malen sucht und unter Umständen auf dem Weg 
über bestimmte Verwendungen einen Aufbau voll-
zieht, der geeignet ist, den Betreffenden mit Erfolg 
in solch herausgehobenen Funktionen einsetzen zu 
können. 

In diesem Zusammenhang ist ja noch eine andere 
Frage von Bedeutung, die aus der Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Rommerskirchen hervorgeht. 
Ich darf rundheraus sagen: Es gibt keine unter-
schiedliche Behandlung der Oberstleutnante Schmidt 
und Münx. Zur Behandlung des Oberstleutnants 
Schmidt beziehe ich mich auf die schon eingangs 
gemachten Ausführungen. Im übrigen aber bitte ich, 
daraus auch noch zu entnehmen, daß die Vorge-
setzten des Oberstleutnants Schmidt bestrebt waren, 
ihn, seine Anlagen fördernd und seine Fähigkeiten 
berücksichtigend, auf die nächste Verwendung im 
wissenschaftlich-technischen Bereich des Ministe-
riums vorzubereiten. Das geschah — das betone ich 
ausdrücklich — in Übereinstimmung mit der erklär-
ten Absicht des Oberstleutnants Schmidt, als An-
gehöriger der Bundeswehr bis April 1975 in Mün-
chen zu promovieren. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Was hat das 
damit zu tun?) 
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Staatssekretär Fingerhut 
Außerdem möchte ich sagen: Die von Unterge-

benen des Oberstleutnants Münx als Nachfolger von 
Oberstleutnant Schmidt vorgebrachte Kritik an des-
sen Führungsstil war in ihrer Substanz nicht geeig-
net, personelle Konsequenzen zu ziehen, z. B. die 
geforderte Ablösung dieses Offiziers zu bewirken. 

Um eine abschließende Bemerkung zu machen: 
Wir sind nicht bereit, Konsequenzen zu ziehen, die 
dahin zielen, eine Änderung in Fragen der Stellen-
besetzung der Soldaten, wie sie jetzt und in den ver-
gangenen drei Jahren durch das Bundesverteidi-
gungsministerium bzw. ihrer Leitung erfolgt sind, 
vorzunehmen, weil wir weiterhin erstens im Rah-
men des Bedarfs und zweitens nach Eignung und 
Leistung vorzugehen gewillt sind, wie es in der 
Vergangenheit geschehen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Nach die-
ser Darstellung aus der Sicht des Verteidigungsmini-
steriums haben Sie, Herr Abgeordneter Dr. Wörner, 
vier Zusatzfragen. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, erste 
Zusatzfrage: Sie haben dargestellt, daß die Verset-
zung von Herrn Oberstleutnant Schmidt vorverlegt 
wurde. Was sind die Gründe gewesen, wenn Sie 
nach Eignung und Leistung verfahren, diese Ver-
setzung vorzuverlegen? 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich werde diese Frage 
nicht beantworten, weil die Fürsorgepflicht 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Herr Präsident, ich bitte um Verständnis, daß ich 
die Begründung für diese Ablehnung gebe; denn es 
geht hier um ein grundsätzliches Anliegen; 

(Beifall bei der SPD) 

ich könnte Ausführungen dazu machen — des 
Dienstherrn dem durchaus entgegensteht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, damit ist die Frage beantwortet, auch 
wenn der Fragesteller sie nicht als beantwortet an-
sieht. 

Bitte, eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Dann frage ich noch etwas 
genauer: Trifft das zu, was Herr Oberstleutnant 
Schmidt sagt, nämlich daß ihm sein höchster mili-
tärischer Vorgesetzter, der stellvertretende General-
inspekteur der Bundeswehr, zugesagt hat, daß er auf 
diesem Dienstposten länger verbleibe, daß er unmit-
telbar danach aber dennoch von der politischen Lei-
tung dieses Hauses aus dieser Verwendung heraus-
gelöst wurde? 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich habe nach den mir 
zugänglich gemachten Unterlagen keinen Anhalts-
punkt dafür, daß der stellvertretende Generalin-
spekteur eine derartige Aussage gemacht hat. Ich  

finde sie in dieser Form in den Unterlagen jeden-
falls nicht vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch nicht 
verwunderlich!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn 
Sie jetzt nicht in der Lage sind, diese Frage zu be-
antworten, sind Sie dann bereit, diese Frage nach 
entsprechender Prüfung in der nächsten Fragestunde 
— ich werde dann eine entsprechende Frage ein-
bringen — zu beantworten? 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Dr. Wörner, ich mache Ihnen einen viel besseren 
Vorschlag, der Sie in die Lage versetzt, zu einer 
objektiven Betrachtung dieser Angelegenheit und 
auch zu einem sehr schlüssigen Ergebnis zu kommen. 
Mein erstes Angebot ist, mit Ihnen persönlich über 
diese Angelegenheit zu sprechen, nachdem mir die 
beiden Betroffenen attestiert haben, mit Ihnen frei 
und offen über Gründe, die zu bestimmten perso-
nellen Maßnahmen geführt haben, sprechen zu kön-
nen. Mein zweites Angebot — es ist alternativ ge-
meint — ist, über diese Angelegenheit in vertrau-
licher Beratung — wieder unter der Voraussetzung 
der Zustimmung der beiden genannten Offiziere — 
im Verteidigungsausschuß zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Ich frage noch etwas prä-
ziser: Hat es Anstände bezüglich des Verhaltens und 
der dienstlichen Erfüllung der Pflichten des Oberst-
leutnants Schmidt gegeben, die zur Vorverlegung 
seiner Versetzung geführt haben? 

Fingerhut, Staatssekretär: Sie können fragen, Herr 
Abgeordneter, was Sie wollen; ich werde mich nicht 
auf das Niveau des Abgeordneten im Bayerischen 
Landtag, Oberst a. D. Prentl, begeben und hier Per-
sonalien ausbreiten, die nicht hierher gehören. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist eine uner

-

hörte Diffamierung! Was ist hier eigentlich 
los? Müssen wir die Qualifikation eines 
Abgeordneten durch einen Staatssekretär 
hinnehmen? Das sollte in einem anderen 
Parlament passieren! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Wörner, Sie sind ja nicht der amtierende 
Präsident. Herr Staatssekretär, ich meine, Sie sollten 
auch dann, wenn die Kritik eines Abgeordneten über 
das hinausgeht, was Sie für berechtigt halten, einen 
anderen Weg finden, um Ihre Meinung deutlich zu 
machen, also etwas anders formulieren. 

(Zuruf des Abg. Lemmrich [CDU/CSU]) 
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Fingerhut, Staatssekretär: Herr Präsident, wenn 
ich in der Formulierung zu hart war, bitte ich um 
Entschuldigung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Erledigt! 

Fingerhut, Staatssekretär: Es ist mir aber nicht 
möglich, hier über diese internen Vorgänge zu 
sprechen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Biehle, haben Sie Zusatzfragen? 

(Zuruf des Abg. Pawelczyk [SPD]) 

— Einen Augenblick! Herr Abgeordneter Pawelczyk, 
erst gebe ich den drei Fragestellern die Möglichkeit, 
ihre Zusatzfragen zu stellen. Erst danach nehme ich 
die anderen Zusatzfragen an. 

Bitte, Herr Abgeordneter Biehle! 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich möchte 
Sie unter Bezugnahme auf wörtliche Passagen des 
„ZDF-Magazins" fragen, wie Sie sich zu dem plötz-
lichen Rückzieher von Minister Leber — ich erinnere 
an die ursprünglichen Androhungen von presserecht-
lichen und strafrechtlichen Maßnahmen gegen den 
ZDF-Moderator Löwenthal —, der plötzlich keine 
Veranlassung mehr sieht — so Minister Leber nach 
der Sendung —, solche angedrohten Maßnahmen zu 
ergreifen, stellen? Immerhin sind in der ZDF-Fern-
sehsendung aber doch handfeste, namentlich belegte, 
schwerste Vorwürfe gegen Minister Leber und die 
sozialdemokratische Personalführung in der Bundes-
wehr erhoben worden. 

(Würtz [SPD] : Was hat das mit der Frage 
zu tun?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege Würtz, bei den zwei Zusatzfragen, die jedem 
Abgeordneten zu einer von ihm gestellten Frage 
zustehen, verfahre ich immer etwas weitherziger. 

Bitte, Herr Statssekretär! 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Biehle, ich bin im Rückstand, was diese Information 
betrifft. Ich pflege mir Löwenthal-Sendungen nicht 
anzusehen, weil sie keinen Gewinn bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb kann ich nicht auf Stimmung und Atmo-
sphäre eingehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das sind schon Zusatzfragen, Herr Präsident. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Der zweite Teil der Frage bezieht sich auf das Ver-
halten von Minister Leber in dieser bewußten Sache. 
Sicherlich war die Reaktion eine ganz klare, wenn 
er sich am Anfang aus Gründen des Schutzbedürf-
nisses der Offiziere dagegen wendet, daß hier Per-
sonalien in falschem Zusammenhang dargestellt wer-
den. Daß sich das in der Sendung nachher etwas an-

ders dargestellt hat, war nicht etwa versöhnlich, son-
dern wir sahen dann keinen Grund mehr, dieser 
Sache nun offiziell, als Ressort, entgegenzutreten, 
sondern wollten es den betreffenden Offizieren — 
es  sind ja noch, wie Sie wissen, andere Namen ge-
nannt worden — überlassen, selbst auf den ihnen 
möglichen Wegen vorstellig zu werden. Das war die 
Erklärung für das Verhalten von Minister Leber. 

Im übrigen gilt ja noch das Angebot, daß man in 
einem gemeinsamen Gespräch mit Herrn Dr. Wörner 
über diesen Punkt spricht. Ich sehe also hier an die-
ser Stelle keine Veranlassung, Ihnen irgendwelche 
Vermutungen vorzutragen, für die ich den Beweis 
schuldig bleiben muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Biehle, Sie haben eine weitere Zusatz-
frage. 

Biehle (CDU/CSU) : Unabhängig von Ihrer persön-
lichen Wertung, die sicherlich nicht mit der ,des 
Ministers übereinstimmt — sonst hätte er nicht ge-
droht —, frage ich Sie, 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, kommen Sie zu einer klaren Zusatz-
frage! 

Biehle (CDU/CSU) : — — ob es nicht ein außerge-
wöhnlicher Vorgang ist, daß trotz der erheblichen 
Bedenken gegen die Qualifikation und noch laufen-
der Beschwerden, die Sie angeführt haben, die Be-
setzung mit dem neuen Stelleninhaber dennoch 
erfolgt ist? 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich muß hier noch ein-
mal in aller Deutlichkeit bestätigen, daß wir zu 
einer solchen Personalentscheidung nach den übli-
chen Grundsätzen der Eignung und des beruflichen 
Vorlaufs kommen. Jemandem, der noch nie an einer 
Kanone gestanden hat, werden wir schwerlich eine 
Batterie übertragen können. Für solche Bereiche 
gibt es also festgefügte Eignungsbilder, die die 
Grundlage für eine Entscheidung abgeben. Für die-
sen Fall des Leiters des Studentenbereichs, Herr 
Biehle, muß ich Ihnen zugestehen, gibt es der-
artige Vorstellungen nicht, sondern wir müssen in-
dividuell prüfen, inwieweit der Betreffende Voraus-
setzungen mitbringt, um diese Aufgabe zu überneh-
men, und müssen — das ist unsere Pflicht auch im 
personalplanerischen Geschehen — den Aufbau 
mitvollziehen, damit er eine solche Aufgabe, die 
nur in Hamburg und München anzutreffen ist, ab-
gerundet wahrnehmen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Biehle, Sie haben noch eine weitere Zu-
satzfrage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir nicht wenigstens bestätigen, daß sowohl die 
Personalabteilung als auch die militärische Führung 
des Hauses mit dieser Besetzung ursprünglich nicht 
einverstanden war, sondern erst im Nachhinein zu- 
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Biehle 

gestehen mußte, diese Besetzung so vorzunehmen, 
weil politische Anweisungen gekommen sind? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
nicht bestätigen. Erstens ist das nicht meine Auf-
gabe — Sie haben mich persönlich angesprochen —, 
sondern Sie wissen, daß der Bereich des Hochschul-
wesens in den Geschäftsbereich des Parlamentari-
schen Staatssekretärs gehört. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

und er auch hier Entscheidungen mit den Präsiden-
ten der einzelnen Hochschulen vorbereitet und ab-
stimmt, so daß also von einer einseitigen, mit Macht-
vollzug durchgesetzten Personalentscheidung nicht 
die Rede sein kann. Sowohl bei den Berufungen all-
gemein wie auch in diesen beiden speziellen Fällen 
ist diese Abstimmung geschehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Biehle, Sie haben eine letzte Zusatz-
frage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie stel-
len Sie sich dann vor, daß die Entscheidung zugun-
sten des jetzigen Stelleninhabers in Abwesenheit 
des zuständigen militärischen Vorgesetzten erfolgt 
ist, nachdem man wußte, daß hier erhebliche Be-
denken vorgetragen worden waren? 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich muß Sie da berich-
tigen. Denn der dafür zuständige stellvertretende 
Generalinspekteur wußte von diesen personellen 
Umbesetzungsabsichten, die wohl begründet waren. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist doch nicht 
richtig! — Biehle [CDU/CSU] : Aber erst im 

Nachhinein!) 

— Das glaube ich nicht. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Der Vollzug ist 
in seiner Abwesenheit und gegen seinen 

Willen getroffen worden!) 

— Der Vollzug ist in seiner Abwesenheit erfolgt, 
aber die Erklärung der Absicht ist sicherlich zu 
einem früheren Zeitpunkt vorgenommen worden. 
Denn — jetzt gebe ich die Begründung dafür, die 
ich aber hier nicht konkretisieren kann, um nicht 
wortbrüchig zu werden — es gibt eine Reihe von 
Gründen, die diese Personaländerung ausgelöst 
haben. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Parteipolitischer 
Art!) 

Ich erkläre hier noch einmal meine Bereitschaft, 
Ihnen die Gründe an anderer Stelle und zu einem 
anderen Zeitpunkt auseinanderzusetzen, wenn die 
beiden Offiziere damit einverstanden sind. Ein 
Grund jedenfalls, der dem jetzigen Stelleninhaber 
immer wieder unterstellt wird, nämlich der, er habe 
eine starke politische Bindung, stimmt nicht. Und 
das ist ja gerade eine der Behauptungen dieses 

Obersten a. D., die er vor versammelter „Mann-
schaft" erhoben hat. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Hat er diese Par

-

teibindung nicht?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Einen 
Augenblick bitte, meine Damen und Herren! — Die 
nächste Zusatzfrage hat der Abgeordnete Rommers-
kirchen. 

Rommerskirchen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da Sie soeben die Stelle, die der jetzige Stelleninha-
ber innehat, qualifiziert, über Menschenführung aber 
dabei nichts gesagt haben, möchte ich Sie fragen: 
Ist es nicht richtig, daß Menschenführung nach unse-
rem allgemeinen Verständnis in der Bundeswehr 
eine ganz besondere Bedeutung hat, und trifft es zu, 
daß nach der Qualifizierung durch seine Vorgesetz-
ten gerade im Bereich der Menschenführung die 
größten Schwächen des Bewerbers lagen? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär! 

Fingerhut, Staatssekretär: Hier wird der Versuch 
gemacht, den zweiten Teil dieses Fragenkomplexes 
überzubewerten. Ich muß dazu sagen: Die Gründe, 
die zur Ablösung des früheren Leiters des Studien-
bereiches, des Oberstleutnant Schmidt, geführt ha-
ben, sind doch zunächst einmal interessant und müs-
sen bewertet werden, um dann zu sagen: Es mußte 
eine personelle Nachbesetzung in Erwägung gezogen 
werden. Das ist der eine Teil. Ich hatte Ihnen ange-
boten, über diese Frage an einer anderen Stelle 
etwas zu sagen, damit Sie wissen, warum dies not-
wendig war. 

Der zweite Teil bezieht sich darauf: Inwieweit 
war denn ausgerechnet der, den sie jetzt als Leiter 
des Studentenbereichs haben, herauszuziehen? —
Dazu muß ich ihnen sagen und — in der Annahme, 
daß Sie nicht alles mitbekommen haben —

(Rommerskirchen [CDU/CSU]: Ich habe 
alles mitbekommen!) 

wiederholen: Er hat ein abgeschlossenes juristisches 
Studium. Das ist doch die Grundlage für derartige 
rechtliche Aufgaben. 

(Seiters [CDU/CSU] : Es ist nach der Men

-

schenführung gefragt worden!) 

— Das kommt als nächstes. — Er hat eine lang-
jährige Erfahrung als Disziplinarvorgesetzter in der 
Fallschirmjägertruppe. Er hat dort den Nachweis 
erbracht, daß er sich im Umgang mit Menschen, auch 
in diesen schwierigen Situationen, als Truppenvor-
gesetzter, als Truppenoffizier bewährt hat. Das 
können Sie doch nicht wegdiskutieren. Das ergibt 
sich aus den Personalunterlagen. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

— Diese Beurteilungen sind nicht von mir, Herr 
Abgeordneter Biehle, sondern der berühmte Mit-
zeichnungskamm ergibt die Beteiligung vieler her- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 195. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Oktober 1975 	13481 

Staatssekretär Fingerhut 
vorragender Offiziere, die auch Ihr Vertrauen ge

-

nießen und die sich dort deutlich ausgedrückt haben. 

Der dritte Punkt ist auch nicht wegzudiskutieren. 
Auch aus seiner Tätigkeit als Hörsaalleiter und 
Lehrstabsoffizier an der Heeresoffizierschule in 
Hamburg ergeben sich keine negativen Anmerkun-
gen, die Sie berechtigen würden, zu sagen: 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist auch nicht 
richtig, die gibt es!) 

Aus all den Punkten ergibt sich ein so mieses Punk-
tekonto, daß Sie von vornherein nicht auf diesen 
Mann hätten zurückgreifen dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Rommerskirchen, Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. 

Rommerskirchen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie gerade auf die Aufgaben verwiesen 
haben, die er vorher im Bereich der Menschenfüh-
rung wahrgenommen hat: Trifft es nicht zu, daß die 
Personalabteilung wie auch die militärische Führung 
mit der Besetzung ursprünglich nicht einverstanden 
waren, weil genau in diesem Bereich Mängel fest-
gestellt worden waren? 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Nach seinen Beur

-

teilungen! — Seiters [CDU/CSU] : Eine un

-

korrekte Auskunft!) 

Fingerhut, Staatssekretär: Aus den mir zugäng-
lichen Personalunterlagen — ich betone das noch 
einmal —, aus den Beurteilungen und aus dem, was 
Grundlage der Entscheidung ist, ergibt sich das, was 
Sie jetzt behaupten, nicht. Sonst wäre doch eine 
solche Entscheidung nicht getroffen worden. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Rommerskirchen, Sie haben noch zwei 
Zusatzfragen. 

(Rommerskirchen [CDU/CSU] : Ich verzichte, 
weil wir sicher im Verteidigungsausschuß 

noch mehr dazu hören werden!) 

Ich habe noch zwei Zusatzfragen aus dem Hause 
vorliegen. Herr Dr. Wörner, ich gebe Ihnen eben-
falls noch die Möglichkeit für Zusatzfragen, weil Sie 
die zu den Fragen der beiden anderen Fragestellern 
stellen können. 

Herr Abgeordneter Hansen! 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
zur Aufklärung der Kollegen und der Öffentlichkeit 
bitte noch einmal präzise sagen, wer die Eignung 
eines Offiziers in der Bundeswehr beurteilt und wie-
weit die politische Führung überhaupt in diesen 
Prozeß eingeschaltet ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Hansen, ich kann keinen unmittelbaren Zusam-
menhang Ihrer Zusatzfrage mit den gestellten Fra-
gen sehen. Wenn der Herr Staatssekretär sie beant-
worten will, bitte! 

Fingerhut, Staatssekretär: Ich will sie gern beant-
worten. Ich muß mich dann nur konkret an die 
frühere Aussage halten, weil es hier um eine Be-
sonderheit geht. Es gibt nur wenige Dienstposten 
dieser Art; das sagte ich. Genauso gibt es nur einen 
Referenten für einen Parlamentarischen Staatssekre-
tär im Verteidigungsministerium, höchstens zwei. 
Infolgedessen ergibt sich hieraus der Unterschied, 
den Sie doch bitte alle erkennen mögen: Für die 
Personalauswahl stehen uns allgemein Eignungs-  
und Wertungslisten für alle jene Positionen zur Ver-
fügung, in denen mindestens vier Offiziere einer 
Dienstgradgruppe geführt werden und die in ver-
gleichbaren Funktionen innerhalb der Bundeswehr, 
innerhalb eines Großverbandes oder, wenn Sie so 
wollen, auch der Teilstreitkraft tätig sind. Dies gibt 
uns ein vergleichendes Bild und läßt uns eine Ent-
scheidung, die ja, wie Sie wissen, in Verbindung mit 
der Personalabteilung gefällt wird, leichter werden. 

Nun liegt hier eine Besonderheit vor, über die 
wir die ganze Zeit sprechen: Der Leiter des Stu-
dentenbereichs, eine Position, die wir nur bei der 
Bundeswehrhochschule haben — einmal in Ham-
burg, einmal in München —, muß bestimmte Vor-
aussetzungen erfüllen. Hier müssen wir auch ein 
gewisses pädagogisches Geschick fordern und dür-
fen nicht nur die Anmerkungen berücksichtigen, 
die Sie hier positiv verstanden wissen wollen, auf 
die Menschenführung bezogen. Diese Vorausset-
zungen hat ja der Betreffende, von dem Sie ge-
sprochen haben, auf Grund seiner bisherigen Lei-
stungen und Verwendungen erfüllt. Deshalb ist es 
bei einer solchen Entscheidung nachher Sache der 
Leitung und des dafür in erster Linie verantwort-
lichen Staatssekretärs, konkret zu sagen, daß der 
von ihm ausgesuchte Offizier Voraussetzungen die-
ser Art erfüllt und die Aufgabe wahrnehmen kann. 
Dies geschieht aber dann auch in Verbindung mit 
dem Präsidenten der Hochschule und anderer dafür 
noch zuständiger Stellen. Die Entscheidung, wer 
Leiter eines Studentenbereichs wird, wird also in-
sofern letztlich im Kollegium, in dem neben der 
Leitung auch die militärische Seite vertreten ist, 
getroffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Pawelczyk. 

Pawelcyzk (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß es schlimme Folgen für das innere 
Gefüge der Bundeswehr haben muß, wenn wir in 
dem Stil fortfahren, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] Parteipolitisch in 
die Bundeswehr hineinzuregieren! Das 

ist es!) 

den die Opposition hier heute im Plenum eingeführt 
hat, nämlich Einzelheiten der Inhalte von Personal-
akten einzelner Soldaten hier im Plenum zu er-
örtern? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 
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Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich 
stimme dem uneingeschränkt zu. Sie können mit 
allem Widerstand aus unserem Hause gegen der-
artige Ansinnen rechnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Parteibuch

-

wirtschaft macht den Schaden!) 

Ich habe Alternativen angeboten, um Ihnen die 
Informationen zugänglich zu machen, die geeignet 
sind, Sie von dieser vorgefaßten Meinung oder fal-
schen Betrachtungsweise wegzubringen. Ich finde, 
man muß auch diesem Menschen hier Rechnung 
tragen, der sein Bestes in der Zeit des Aufbaus 
einer Bundeswehrhochschule gegeben hat — unter 
Betrieb; das muß man sich ja auch einmal vorstel-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident, ist meine 
Annahme richtig, daß mir zu jeder Frage eine Zu-
satzfrage zusteht? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben jetzt noch zwei Zusatzfragen zu den Fragen der 
Abgeordneten Rommerskirchen und Biehle. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Das sind jeweils zwei 
Fragen; dann müßte mir auch jeweils eine Zusatz-
frage zustehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Nach der 
Geschäftsordnung ja. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Gut. Ich bedanke mich. — 
Meine erste Frage: Sind Sie der Meinung, daß ein 
Offizier, der in der Eignungs- und Wertungsliste 
mehr als 200 seiner Jahrgangskollegen gleichen 
Dienstgrades vor sich hat, als Leiter eines Studen-
tenbereichs und damit zur Heranbildung künftiger 
Offiziere geeignet ist? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das bin ich — wenn er 
die Voraussetzungen besonderer Art erfüllt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Herr Abgeordneter Dr. Wörner, es wäre doch 
schier unmöglich, eine vernünftige Personalplanung 
vorzunehmen, wenn man immer nur strichweise 
in der berühmten Beförderungsliste vorgeht. Es gibt 
natürlich solche Springer, die sich auf Grund ihrer 
umfassenden Voraussetzungen, die sie in vielfälti-
gen Verwendungen gewonnen haben, für eine be-
sondere Tätigkeit qualifiziert haben. Und in diesem 
Fall ist es nun einmal so. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich lasse 
zunächst noch eine Zusatzfrage des Herrn Abge-
ordneten Biehle zu. — Meine Damen und Herren, 
ich sage Ihnen jetzt schon: Gleich ist der Punkt 
erreicht, an dem ich die Zusatzfragen abschließen 
und zu den nächsten Fragen übergehen werde. — 
Bitte! 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie be-
werten Sie denn die Tatsache, daß ausgerechnet 
fünf Schlüsselpositionen im Bildungs- und Ausbil-
dungsbereich der Bundeswehr von Mitarbeitern der 
politischen Leitung und Führung des Ministeriums 
besetzt werden, nämlich die Positionen der beiden 
Leiter der Studentenbereiche und zweier Professo-
ren an den Bundeswehrhochschulen sowie des Kom-
mandeurs des Grundlehrganges an der Führungs-
akademie der Bundeswehr in Hamburg? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Biehle, weil Ihre Frage keine Zusatz-
frage im Sinne der Geschäftsordnung ist, lasse ich 
sie nicht zu. 

Das Wort zu einer Zusatzfrage hat Herr Abge-
ordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, spü-
ren Sie mit mir die Verwunderung darüber, daß Sie 
sich zwar über die Bewertung der betroffenen Offi-
ziere hier sehr vorsichtig äußern, aber gar nicht so 
rücksichtsvoll sind bei der Bewertung von an die-
sem Vorgang beteiligten Journalisten, und sich 
auch nicht zieren, die einem Rufmord ähn-
lichen — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Pfeffermann, ich lasse Ihre Zusatzfrage 
nicht zu. 

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Hansen, an-
schließend noch Zusatzfragen der Herren Abgeord-
neten Pawelczyk und Wörner. Dann aber werde ich 
die nächste Frage aufrufen. -- Bitte! 

Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß Oberstleutnant Münx, der Nachfol-
ger von Oberstleutnant Schmidt, keiner Partei an-
gehört? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das kann ich bestätigen. 
Ich habe mich in einem persönlichen Gespräch um 
die Aufhellung dieser Hintergründe bemüht, nach-
dem schon von den Beschwerdeführern Vorwürfe 
ähnlicher Art erhoben worden sind. Ich darf das hier 
in aller Deutlichkeit bestätigen: Er hat keine partei-
politische Bindung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Pawelczyk und als letzter dann Herr 
Abgeordneter Wörner zu einer Zusatzfrage. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Staatssekretär, in der an-
gesprochenen Fernsehsendung sind massive Vor-
würfe gegen den stellvertretenden Generalinspek-
teur erhoben worden. Meine Frage: Hat er zu diesen 
Vorwürfen bisher Stellung genommen, und wenn ja, 
in welcher Weise? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, auch diese Zusatzfrage steht nur bedingt 
im Zusammenhang mit den ursprünglichen Fragen. 
Aber wenn der Herr Staatssekretär sie beantworten 
kann und will, will ich sie zulassen. 
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Pawelczyk (SPD) : Vielleicht darf ich das erklären: 
Oberstleutnant Schmidt hat diese Vorwürfe in der 
Sendung erhoben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat doch die 
Sendung nicht gesehen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Ihre Frage steht nur bedingt im Zusammen-
hang mit den ursprünglichen Fragen. — Herr Staats-
sekretär, wollen Sie sie auf Grund Ihrer Kenntnisse 
beantworten? 

Fingerhut, Staatssekretär: Es ist soeben gerufen 
worden, ich hätte die Sendung nicht gesehen. Die 
Niederschrift ergibt eine derartige Aussage. Sie wis-
sen, daß wir zum 1. Oktober einen Personalwechsel 
hatten und daß inzwischen ein anderer Stellvertre-
tender Generalinspekteur ist. Der seinerzeit dafür 
zuständige hat von uns eine Mitteilung dieserhalb 
erhalten und wird zu dieser Aussage Stellung neh-
men. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
nicht so, daß Oberstleutnant Schmidt, ohne daß fach-
liche Gründe vorlagen, dem Oberstleutnant Münx 
-- gegen den ursprünglichen Widerstand der Per-
sonalabteilung wie auch der militärischen Führung 
des Hauses deswegen weichen mußte, weil dieser 
aus einem parteipolitisch eindeutig geprägten Be-
reich der Leitung kam? 

(Zuruf von der SPD: Unverschämt!) 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Dr. Wörner, es fällt mir wieder sehr schwer, mich 
zurückzuhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Versuchen Sie es 
mal!) 

— Ich gebe mir Mühe; ich lerne das ja im Laufe 
der Zeit. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Berkhan hat 
immer die Leistung in den Vordergrund gestellt, 

(Beifall bei der SPD) 

und bei dem betreffenden Offizier ist nichts anderes 
geschehen als bei den beiden Vorgängern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die politische 
Leistung!) 

Sie hatten den Aufbau zu vollziehen für die Wahr-
nehmung einer neuen Aufgabe, die im Zusammen-
hang mit der Schaffung zweier Bundeswehrhoch-
schulen kurzfristig zu meistern war — und dies, wie 
Sie wissen, unter starkem Zeitdruck und unter 
schwierigen Personalverhältnissen. Es war zunächst 
auch der Aufbau des Lehrkörpers zu vollziehen. 
Alle diese Schwierigkeiten haben nur mit Offizie-
ren gemeistert werden können, die über die Zusam-
menarbeit mit dem Parlamentarischen Staatssekre

-

tär Berkhan hinaus dieses Projekt vorbereitet und 
betreut haben und in der Lage waren, in der beson-
deren Tätigkeit des Leiters des Studentenbereichs 
qualitativ hervorragende Arbeit zu leisten. Sowohl 
in Hamburg als auch in München haben Sie doch 
den Beweis dafür, daß wir eine gute Arbeit leisten. 
Wir befinden uns mit den Aufbaumaßnahmen völlig 
im Rahmen des Zeitplans — trotz aller Schwierig-
keiten, die hier und da auftreten. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Herr Präsident, 
was hat das mit der Frage zu tun?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 23 des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß Kommandeure von Kampf-
gruppenbataillonen der DDR an der Demarkationslinie Instruktio-
nen für die Geländeeinweisung ihrer Verbände erhalten haben 
und mit dem Einsatz von Kampfgruppenbataillonen der DDR 
„zur gefechtsmäßigen Sicherung der Staatsgrenze West" dem-
nächst zu rechnen ist? 

Herr Staatssekretär, können Sie die beiden Fra-
gen in der Beantwortung verbinden, damit wir viel-
leicht doch noch ein paar andere Fragen behandeln 
können? — Ich rufe also noch die Frage 24 des 
Abgeordneten Böhm (Melsungen) auf: 

Über welche zahlenmäßige Stärke und Ausrüstung verfügen 
die Kampfgruppenbataillone der DDR, und wie beurteilt die 
Bundesregierung deren militärische Bedeutung? 

Fingerhut, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Böhm, es ist vorgekommen, daß Teile von Kampf-
gruppen zusammen mit Grenztruppen der Deutschen 
Demokratischen Republik an der innerdeutschen 
Grenze beobachtet wurden. Dabei kann es sich um 
eine Geländeeinweisung gehandelt haben. Es kann 
aber hieraus nicht geschlossen werden, daß Kampf-
gruppenbataillone der Deutschen Demokratischen 
Republik demnächst zur gefechtsmäßigen Sicherung 
unmittelbar an der Grenze eingesetzt werden. Die 
Angehörigen der Kampfgruppen haben ihren Platz 
im Arbeitsprozeß und können nur in Ausnahmefäl-
len aus ihren Betrieben herausgezogen werden. Für 
einen Einsatz im grenznahen Raum kommen daher 
auch nur solche Kampfgruppeneinheiten in Frage, 
deren Angehörige in den Grenzkreisen der Deut-
schen Demokratischen Republik werktätig sind. 

Damit ist schon die zweite Frage angesprochen. 
Die Kampfgruppenbataillone der Deutschen Demo-
kratischen Republik haben unterschiedliche Perso-
nalstärken; das kann im einzelnen von Anzahl und 
Größe der Betriebe — das ist der eine Punkt — oder 
von den vorgesehenen Aufgaben der Kampfgruppen 
selbst abhängen. Entsprechend unterschiedlich ist 
auch die Ausrüstung. Bei der Ausrüstung handelt es 
sich aber immer um leichte und mittlere Infanterie-
watfen bis zu Mörsern, Panzerabwehrgeschützen und 
leichten Flugabwehrgeschützen. 

Der militärische Wert der Kampfgruppen liegt 
nach Meinung der Bundesregierung vorrangig im 
Bereich des Objektschutzes. Im Ernstfall können sie 
reguläre Streitkräfte von Objektschutzaufgaben auf 
eigenem Territorium einschließlich der Sicherung 
von Verbindungswegen entlasten sowie die Grenz-
truppen verstärken. Mittelbar tragen die Kampf-
gruppen somit zur Stärkung des Potentials des War-
schauer Paktes bei. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, hat es in der Vergangenheit bereits Einsätze 
von Kampfgruppenbataillonen in der Nähe oder an 
der Demarkationslinie gegeben? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das kann ich nicht be-
stätigen. Ich habe darüber auch keine Nachforschun-
gen angestellt. Wenn die Frage für Sie von großer 
Bedeutung ist, bin ich gern bereit, das nachzuholen 
und im Verteidigungsausschuß darüber zu berichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, würden Sie die Kampfgruppen in der DDR als 
voll in den militärischen Bereich der DDR integriert 
ansehen und die Bewertung teilen, daß es sich um 
eine kommunistische Bürgerkriegsarmee handelt, 
deren militärische Bedeutung erheblich ist? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das darzustellen fällt 
ebenfalls sehr schwer. Für uns ist zweifellols bedeut-
sam, daß seit Jahren eine ideologische Schulung 
vorgenommen wird und daß eine Parteikontrolle bis 
in die untersten Gliederungen hinein besteht. Das 
wird von berufener Seite bestätigt. Deshalb vermö-
gen wir, insgesamt gesehen, an der Linientreue und 
an der Zuverlässigkeit dieser Kampfgruppen als 
Ganzes nicht zu zweifeln. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Wie hoch ist die 
Personalstärke der Kampfgruppen anzusetzen? 

Fingerhut, Staatssekretär: Das ist genau der Punkt, 
bei dem ich mit einem dicken roten Strich darauf 
aufmerksam gemacht worden bin, daß hier Geheim-
schutzprobleme bestehen, so daß man zweckmäßi-
gerweise, auch hinsichtlich weiterer Daten, die wich-
tig sind, im Verteidigungsausschuß darüber sprechen 
sollte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weiteren Zusatzfragen. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit auf. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Staatssekretär Professor Dr. Wolters zur Verfügung. 

Die Frage 25 ist vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Klein (Stolberg) eingebracht worden. Ich sehe 
den Herrn Abgeordneten nicht. Daher werden die 
Frage 25 und die ebenfalls von ihm eingebrachte 
Frage 26 schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 27 des Herrn Abgeordneten 
Kiechle auf: 

Trifft die im Express-Interview am Mittwoch, dem 1. Oktober 
1975, auf die Frage: „Wo hakt es bei der Durchführung von Ge-
setzen?" getroffene Feststellung zu: „Zum Beispiel bei der Le-
bensmittelüberwachung. Da werden nach wie vor nur Stichpro-
ben gemacht. In vielen Fällen ist das Zeug längst gegessen und 
verdaut, ehe man bei einer chemischen Analyse darauf kommt, 
daß es sich um verdorbene Ware handelte."? 

Dr. Wolters, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Präsident, 
Herr Abgeordneter Kiechle, es trifft zu, daß — abge-
sehen von Fleisch und Wein, die besonders einge-
henden Untersuchungen unterzogen werden — die 
Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Bestimmun-
gen vornehmlich durch die Entnahme von Stichpro-
ben beim Hersteller, Importeur und Handel über-
prüft wird. Eine Untersuchung eines jeden Erzeug-
nisses für sich vor der Abgabe an den Verbraucher 
ist aus personellen, technischen und wirtschaftlichen 
Gründen leider nicht möglich. Bei im Handel ent-
nommenen Stichproben wird es daher nicht immer 
zu verhindern sein, daß Erzeugnisse der gleichen 
Partie wie die untersuchte und beanstandete Probe 
schon vor Abschluß der Untersuchung in den Ver-
kehr gebracht werden. Um so größere Bedeutung 
kommt daher der Überwachung im Herstellerbetrieb 
zu, durch die im Regelfall eine Abgabe der bean-
standeten Ware an den Verbraucher verhindert wird 
und die im verstärkten Maß von den Überwachungs-
behörden vorgenommen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist nach 
Auffassung Ihres Ministeriums und der Bundesre-
gierung die Zahl der Stichproben, die gemacht wer-
den, im allgemeinen ausreichend, und, falls nein, 
wie viele würden als ausreichend bezeichnet wer-
den? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Es ist schwierig, auf 
diese etwas abstrakt gestellte Frage eine konkrete 
Antwort zu geben, weil sich die Zahl der Stichproben 
nach der Art der Waren, um die es sich handelt, na-
türlich völlig unterscheiden muß. Es kommt dabei 
auf die Zeiträume an, die man hinsichtlich der Ver-
derblichkeit berücksichtigen muß, oder auf sonstige 
Gründe, die Stichprobenuntersuchungen erforderlich 
machen, etwa Rückstandserfassungen. Ich müßte im 
Grunde genommen versuchen, sortiert nach den ein-
zelnen Proben oder den einzelnen Lebensmittelar-
ten, um die es sich handelt, an Hand von statisti-
schen Grundregeln eine Aufstellung machen zu las-
sen, die riesig groß sein würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
diese Frage nicht beantworten wollten, obwohl ich 
den Zusatz „im allgemeinen" angebracht habe, frage 
ich noch allgemeiner: Kann sich der deutsche Ver-
braucher auf die u. a. auch von Ihrem Ministerium 
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Kiechle 
erlassenen Verordnungen und die allgemeine Gesetz-
gebung zur Lebensmittelüberwachung verlassen? 

Dr. Wolters, Staatssekretär: Der deutsche Ver-
braucher kann sich darauf verlassen, daß die Rechts-
grundlagen im Lebensmittelrecht und in den Ver-
ordnungen ihm vom Gesetz her einen ausreichenden 
Schutz gewähren. Inwieweit dieses Gesetz vollzogen 
wird, ist Sache der Länder. Ich kann daher nicht die 
Frage beantworten, inwieweit der Vollzug in allen 
Fällen dem Anspruch des Gesetzes gerecht wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Die Frage des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Haar zur Verfü-
gung. 

Die erste Frage ist vorn Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka eingebracht worden: 

Ist die Deutsche Bundesbahn in der Lage, kommunistische Pa-
rolen, die auf dem Eigentum der Deutschen Bundesbahn aufge-
schmiert worden sind, in kurzer Frist entfernen zu lassen, oder 
läßt sie diese lediglich allmählich verwittern? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Die Deutsche Bundesbahn ist bemüht, Schmiere-
reien an den Bahnanlagen in möglichst kurzer Zeit 
zu beseitigen. Die Beseitigung ist jedoch in Einzel-
fällen schwierig, da vielfach Farbstoffe verwendet 
werden, die kaum entfernt werden können. Eine Ab-
hilfe kann häufig nur durch Überstreichen größerer 
Flächen oder durch ihre Neuverkleidung geschaffen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Ist die Bundesbahn viel-
leicht in der Lage, die chemischen Substanzen der 
schwer zu entfernenden Farben zu untersuchen, um 
Farben zu bekommen, die solche Schmiererereien 
zudecken können? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich denke, das ge-
schieht. Ich kenne den Einzelfall, der Sie zu Ihrer 
Frage veranlaßt hat, Herr Kollege, nicht. 

(Abg. Dr. Hupka [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie würden dem Kollegen Lemmrich einen 
großen Dienst tun, wenn ich dessen Frage in den 
wenigen Sekunden, die zur Verfügung stehen, noch 
aufrufen könnte. Oder wollen Sie auf Ihrer Zusatz-
frage bestehen? Dann ist die Fragestunde möglicher-
weise zu Ende. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Also, bitte, für 
Herrn Kollegen Lemmrich tue ich alles!) 

— Ich danke Ihnen. 

Dann rufe ich noch die Frage 30 des Herrn Abge-
ordneten Lemmrich auf: 

Wie groß ist die Auflage der Broschüre „Mehr Sicherheit auf 
unseren Straßen", und wie hoch belaufen sich die haushaltswirk-
samen Kosten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bro-
schüre „Mehr Sicherheit auf unseren Straßen" wird 
in einer Auflage von 250 000 Exemplaren herausge-
geben. Nach dem Kostenvoranschlag sind hierfür 
rund 185 000 DM aufzuwenden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, haben 
Sie auch eine Erfolgskontrolle über diese Bemühun-
gen um Aufklärung durchgeführt, und wenn ja, wel-
che Ergebnisse hatte sie? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
haben Sie gleich beide Zusatzfragen gestellt. Bitte! 

Haar, Parl. Staatssekretär: Es sind in kurzer Zeit 
bereits 150 000 Exemplare gezielt verteilt worden. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß z. B. der Erfolg der 
Aufklärungsaktion für Elternhaus, Kindergarten, 
Schule, Berufskraftfahrer, ausländische Arbeitnehmer 
etwa am Maßstab einer Unfallstatistik gemessen 
werden kann. Ich halte die Beantwortung einer sol-
chen Frage nicht für möglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende der 
Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 23. Oktober 1975, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.48 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 24. 10. 
Adams * 24. 10. 
Dr. Ahrens *** 22. 10. 
Dr. Aigner * 24. 10. 
von Alten-Nordheim 24. 10. 
Dr. Artzinger * 24. 10. 
Dr. Bangemann 24. 10. 
Dr. Bayerl * 22. 10. 
Behrendt 24. 10. 
Biermann 24. 10. 
Blumenfeld a 23. 10. 
Frau von Bothmer ** 24. 10. 
Christ 24. 10. 
Dr. Corterier 24. 10. 
Dr. Eppler 24. 10. 
Fellermaier * 24. 10. 
Freiherr von Fircks 24. 10. 
Frehsee * 24. 10. 
Flämig * 24. 10. 
Dr. Früh * 24. 10. 
Graaff 24. 10. 
Gerlach (Emsland) * 24. 10. 
Gewandt 24. 10. 
Gierenstein 24. 10. 
Haase (Fürth) ***  22. 10. 
Härzschel * 24. 10. 
Handlos 24. 10. 
Dr. Heck 24. 10. 
Dr. Jaeger 24. 10. 
Dr. Jahn (Braunschweig) a 24. 10. 
Kater 22. 10. 
Kleinert 23. 10. 
Dr. Klepsch *** 24. 10. 
Dr. Kliesing 24. 10. 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 22. 10. 
Krall *  23. 10. 
Dr. Kunz (Weiden) 24. 10. 
Lange * 23. 10. 
Lautenschlager a 24. 10. 
Lemmrich ** 22. 10. 
Lücker * 24. 10. 
Memmel * 24. 10. 
Dr. Mende a** 24. 10. 
Dr. Mertes 24. 10. 
Moersch * 24. 10. 
Müller (Mülheim) *  24. 10. 
Dr. Müller (Munchen) ** 24. 10. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 24. 10. 
Frau Dr. Orth * 24. 10. 
Polkehn 24. 10. 
Richter 24. 10. 
Rosenthal 22. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 
*** für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Schirmer 24. 10. 
Schmidt (Wuppertal) 24. 10. 
Dr. Schneider 24. 10. 
Schwabe * 24. 10. 
Dr. Schwencke ** 24. 10. 
Dr. Schwörer * 23. 10. 
Dr. Schulz (Berlin)* 24. 10. 
Seefeld * 24. 10. 
Sieglerschmidt *a 24. 10. 
Springorum * 24. 10. 
Dr. Starke (Franken) * 24. 10. 
Stücklen 22. 10. 
Suck a 24. 10. 
Dr. Vohrer *** 24. 10. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 24. 10. 
Waltemathe 24. 10. 
Frau Dr. Walz *  24. 10. 
Wende 24. 10. 
Frau Dr. Wex 22. 10. 
Wilhelm 24. 10. 
Wolfgramm 24. 10. 
Würtz 24. 10. 
Wurbs 24. 10. 
Dr. Zimmermann 24. 10. 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche Fra-
ge des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4138 Frage A 111): 

Ist die Bundesregierung im Nachhinein noch der Meinung, daß 
die Aufforderung an den deutschen Botschafter in Spanien, zur 
Berichterstattung nach Bonn zu kommen, richtig war? 

Die Antwort lautet ja. 

Der Bundesregierung ging es bei der Reaktion auf 
die Ereignisse in Spanien nicht einfach um eine De-
monstration. Im Vordergrund stand und steht auch 
heute die Sorge um die zukünftige Entwicklung Spa-
niens und der Beziehungen dieses Landes zu Eu-
ropa. 

Die Rückberufung des Botschafters diente nicht 
nur der in der damaligen Situation zweckmäßigen 
persönlichen Berichterstattung. Sie war eine Geste, 
die sich aus unserer Europapolitik heraus erklärt. 
Seit Jahren ist es Politik der Bundesregierung, Spa-
nien an das europäische Einigungswerk heranzufüh-
ren. Fragen der Europapolitik waren ein Schwer-
punkt der Gespräche mit der spanischen Regierung. 
Dabei war - und ist - klar, daß diese Politik nur 
dann Erfolg haben kann, wenn demokratische und 
rechtsstaatliche Strukturen in allen am Aufbau eines 
wirtschaftlich und politisch geeinten Europas inter-
essierten Staaten entstehen. Die Tatsache, daß unse-
ren von humanitären Beweggründen geprägten Vor-
stellungen in Madrid nicht Rechnung getragen wor-
den ist, bedeutet einen Rückschlag im Dialog mit 
Spanien. Unserer Enttäuschung darüber konnten und 
wollten wir Ausdruck geben. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schüler auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4138 Frage B 1) : 

Treffen Meldungen zu, die Parlamentarische Staatssekretärin 
beim Bundeskanzler habe gegen das Schwarzarbeitsgesetz ver-
stoßen, indem bei ihr öffentlich Bedienstete zur Errichtung ihres 
Ferienhauses beschäftigt waren, und welche Schlußfolgerungen 
zieht — bejahendenfalls — die Bundesregierung aus dem darin 
zum Ausdruck kommenden Verhältnis der Parlamentarischen 
Staatssekretärin zum geltenden Recht? 

Es trifft nicht zu, daß der Parlamentarische Staats-
sekretär beim Bundeskanzler, Frau Schlei, gegen das 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit verstoßen 
hätte. 

Die Tätigkeit des Mitarbeiters des Landratsamtes 
Kelheim, den Frau Schlei mit der Bauleitung für ihr 
Haus beauftragt hatte, war gemäß § 11 BAT in Ver-
bindung mit Artikel 74 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen 
Beamtengesetzes von dessen zuständigem Vorge-
setzten genehmigt. Die Bauausführung und die Ab-
rechnung mit den ausführenden Firmen hat Frau 
Schlei dem Bauleiter übertragen, ohne selbst weiter 
darauf Einfluß zu nehmen. Jedoch hat sie Wert dar-
auf gelegt, daß ortsansässige, renommierte Firmen 
mit den Arbeiten beauftragt werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Graf Lambsdorff (FDP) 
(Drucksache 7/4161 Frage A 7) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es zu Verzögerungen 
bei der Uranbelieferung der Europäischen Gemeinschaften durch 
die Vereinigten Staaten gekommen ist, und welche Maßnahmen 
wird sie ergreifen, um in Zukunft solche Störungen zu vermei-
den? 

Zu ähnlichen Fragen ist wiederholt Stellung ge-
nommen worden. So z. B. in der 167. Sitzung und in 
der 171. Sitzung des Deutschen Bundestages 
(24. April 1975 und 16. Mai 1975) und ausführlich in  

der 30. Sitzung des Ausschusses für Forschung und 
Technologie am 16. April 1975 und in der 61. Sitzung 
des Wirtschaftsausschusses vom 11. Juni 1975. In der 
Zwischenzeit hat es eine Reihe von bilateralen Kon-
takten gegeben. Dabei ist wiederholt bekräftigt wor-
den, daß sich die amerikanische Seite bemühen wird, 
die erforderlichen Export- und Importlizenzen so 
schnell wie möglich zu erteilen. 

Bisher sind alle Exportlizenzen für betrieblich zu 
bestimmten Zeitpunkten notwendige Lieferungen 
aus den USA wie z. B. hochangereichertes Uran für 
den Versuchsreaktor (AVR) in Jülich und an die 
Firma Nukem für verschiedene Forschungsreakto-
ren erteilt worden. Daher besteht zur Zeit kein An-
laß für weitergehende Aktionen. Darüber hinaus 
möchte ich darauf hinweisen, daß alles getan wird, 
eine möglichst hohe Diversifizierung der Lieferquel-
len zu erreichen, um eine einseitige Abhängigkeit zu 
vermeiden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4161 Fragen A 25 und 26) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das deutsch-französische Ju-
gendwerk in das europäische Jugendwerk eingehen zu lassen? 

Sind der Bundesregierung Bestrebungen der französischen Re-
gierung bekannt, die in die in Frage 25 genannte Richtung 
zielen? 

Zu Frage A 25: 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, das 
Deutsch-französische Jugendwerk in das europä-
ische Jugendwerk zu integrieren. Für beide Jugend-
werke besteht nach Auffassung der Bundesregierung 
ein je besonderes Bedürfnis, das ihre von einander 
unabhängige Arbeit und Förderung erfordert. 

Zu Frage A 26: 

Der Bundesregierung sind Bestrebungen der fran-
zösischen Regierung, das Deutsch-französische Ju-
gendwerk in das Europäische Jugendwerk zu inte-
grieren, ebenfalls nicht bekannt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4161 Frage A 28) : 

Trifft es zu, daß in etwa 500 Fällen großer Bedürftigkeit bei 
Waisenkindern kein Kindergeld gewährt wird, weil der Amts-
vormund nicht in der Familiengemeinschaft lebt und das älteste, 
aber minderjährige, Waisenkind als Haushaltsvorstand kein Kin-
dergeld erhalten darf, und ist die Bundesregierung bereit, eine 
Änderung des Bundeskindergeldgesetzes vorzunehmen, um Härte-
fälle dieser Art zu vermeiden? 

Es trifft nicht zu, daß in Fällen, in denen Ge-
schwister nach dem Tod ihrer Eltern zusammen-
leben, die Zahlung von Kindergeld an das den Haus-
halt führende älteste von ihnen, falls dieses noch 
nicht volljährig ist, stets ausgeschlossen sei. Es 
kommt nach der — keineswegs engherzigen — Pra-
xis der Bundesanstalt für Arbeit für die Kinder-
geldberechtigung dieses Kindes vielmehr unabhän-
gig von der Minderjährigkeit des Kindes darauf an, 
ob nach den Umständen des Einzelfalles angenom-
men werden kann, daß das den Haushalt führende 
Kind die tatsächliche Sorge für die Geschwister aus-
übt und innerhalb des Haushalts eine eindeutige 
Vorrangstellung (ähnlich der eines Haushaltsvor-
standes) einnimmt. 

Die Bundesregierung hat sich bereits auf eine 
mündliche Frage zu dem Problem der Zahlung von 
Kindergeld für alleinstehende Vollwaisen am 7. Au-
gust dieses Jahres geäußert (vgl. BT-Drucksache 
7/3977, Frage Nr. 84), und zwar in dem Sinne, daß 
das geltende Recht entsprechend der Zweckbestim-
mung des Familienlastenausgleichs eine derartige 
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Zahlung nicht ermöglicht und kein hinreichender 
Grund für eine Änderung des Bundeskindergeldge-
setzes zugunsten alleinstehender Vollwaisen be-
steht. 

Die Zahlung der alleinstehenden Vollwaisen, für 
die hiernach die Zahlung von Kindergeld ausge-
schlossen ist, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Penner (SPD) 
(Drucksache 7/4161 Frage A 72) : 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Tageszeitung „Die 
Welt" im Zusammenhang mit dem Merex-Strafverfahren wörtlich 
aus streng geheimen Akten zitiert, die auch die von der Bundes-
regierung zur Verfügung gestellten streng geheimen Unterlagen 
umfassen, und welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus diesem Tatbestand? 

Die Antwort bezieht sich offensichtlich auf den in 
der WELT vom 11./12. Oktober 1975 erschienenen 
Artikel „Der Waffenhändler und die illegalen Staats-
aufträge". Es trifft zu, daß in diesem Artikel aus 
Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Bonn teil-
weise wörtlich zitiert wird, die unter Verschluß-
sachenschutz stehen und teilweise mit dem Ver-
schlußsachengrad „STRENG GEHEIM" eingestuft 
sind. Wegen dieses Sachverhalts ermittelt die inso-
weit zuständige Staatsanwaltschaft in Dortmund. Die 
Bundesregierung hat zunächst den Ausgang der 
Ermittlungen und der strafrechtlichen Überprüfung 
durch die Staatsanwaltschaft abzuwarten. 
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